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A SATZUNG 

1 Präambel 

Nach §§ 10 und 13a des Baugesetzbuches (BauGB) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Frei-

staat Bayern (GO) und Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der jeweils gültigen Fassung (s. 

Rechtsgrundlagen), hat der Marktgemeinderat des Marktes Dietmannsried den Bebauungsplan 

„Überbach – Mühlbachweg Ost“ in öffentlicher Sitzung am 11.06.2026 als Satzung beschlossen. 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB in einem beschleunigten Verfahren aufge-

stellt. Von der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB wird abgesehen. Weiterhin wird von der An-

gabe nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind so-

wie von der zusammenfasssenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. Ferner wird gemäß 

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB auf die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 

Abs. 1 BauGB verzichtet. Der Flächennutzungsplan wird im Wege einer Berichtigung angepasst.  

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans mit Grünordnung „Überbach – Mühlbachweg 

Ost“ ergibt sich aus dessen zeichnerischem Teil. Er umfasst die Flurgrundstücke Fl.Nr. 791/16 und 

791/17 der Gemarkung Überbach und hat eine Größe von ca. 0,2 ha. 

Bestandteile der Satzung 

Bestandteil der Satzung ist der Bebauungsplan (mit Grünordnung) mit dem zeichnerischen und textli-

chen Teil vom 11.06.2026. 

Beigefügt ist die Begründung mit Stand vom 11.06.2026. 

Rechtsgrundlagen 

- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 

das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geän-

dert worden ist. 

- Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 

(BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 

176) geändert worden ist. 

- Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 

6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) geändert worden ist. 

- Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 

(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. April 2026 (GVBl. 

S. 190) geändert worden ist. 
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- Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 

796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 

(GVBl. S. 637) geändert worden ist. 

- Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87) geändert worden ist. 

- Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-

1-U), das zuletzt durch § 15 des Gesetzes vom 26. März 2026 (GVBl. S. 75) geändert worden 

ist. 

Ausfertigung 

Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungsplan „Überbach – Mühlbachweg Ost“ bestehend aus dem 

Textteil (Seite 1 bis 20), und der Zeichnung in der Fassung vom 11.06.2026 dem Gemeinderatsbe-

schluss vom 11.06.2026 zu Grunde lag und diesem entspricht. 

Markt Dietmannsried, den __.__.____  

  Erster Bürgermeister Werner Endres 
 

In-Kraft-Treten 

Der Bebauungsplan „Überbach – Mühlbachweg Ost“ des Marktes Dietmannsried tritt mit der ortsüb-

lichen Bekanntmachung vom __.__._____ gem. § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Markt Dietmannsried, den __.__.____  

  Erster Bürgermeister Werner Endres 
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2 Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB 

 

 

Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
mit Grünordnung „Überbach - Mühlbachweg Ost“ des Marktes Diet-
mannsried 

(s. Planzeichnung) 

 

2.1 Art der baulichen Nutzung 

 

 
 
 

Allgemeines Wohngebiet (WA)  

Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zugelassen: 

- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

- Anlagen für Verwaltung. 

Unzulässig sind: 

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

- Gartenbaubetriebe, 

- Tankstellen. 

2.2 Maß der baulichen Nutzung 

 

 

maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) 

hier: 0,4 s. Nutzungsschablone 

Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen 
und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen 
Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis maximal 50 % überschritten wer-
den. 
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2.3 Bauweise und Baugrenzen 

 

 

Firstpfettenhöhe (FH) 7,50 m als Maximalmaß ü. ROK 

In Meter. Gemessen ab Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses  
(ROK) bis Oberkante Firstpfette. Die maximale Rohfußbodenober- 
kante ist hierbei für die nördlichen Bauparzellen (geplantes Grund-
stück 1 und 2) wie folgt zu ermitteln: Die geplanten Gebäudeaußen-
kanten der Hauptgebäude werden rechtwinkelig (in Richtung der 
Grundstückszufahrt) bis zum Schnittpunkt mit dem Fahrbahnrand ver-
längert. Die dort vorhandenen Höhenwerte der Erschließungsstraße 
werden als Höhenbezugspunkt für die jeweilige Bauparzelle ausgemit-
telt. Der ausgemittelte Höhenbezugspunkt +0,5 m ergibt die max. 
Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses (ROK) für die jeweilige 
Bauparzelle. 
Für die südliche Bauparzelle (geplantes Grundstück 3) gilt der in der 
Planzeichnung dargestellte Höhenbezugspunkt. Der Höhenbezugs-
punkt +0,5 m ergibt die max. Rohfußbodenoberkante des Erdgeschos-
ses (ROK). 

 
 

Höhenbezugspunkt  

Höhenbezugspunkt für die Ermittlung der ROK der südlichen Baupar-
zelle (geplantes Grundstück 3) 

 

 

offene Bauweise (o) 

Bauliche Anlagen sind mit seitlichem Grenzabstand gem. Art 6 BayBO 
zu errichten. 

 

 

Einzelhäuser zulässig (E) 

Es sind nur Einzelhäuser zulässig. 

 

 

Einzel- und Doppelhäuser zulässig (ED) 

Es sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

 

 

Baugrenze 

Die Errichtung von baulichen Anlagen ist nur innerhalb der Baugrenze 
zulässig. 

Ein oberirdisches Vortreten vor Baugrenzen mit untergeordneten Bau-
teilen ist ausnahmsweise bis zu 0,5 m zulässig. 

 Nebenanlagen 
und Garagen 

Garagen und Nebenanlagen im Sinne von § 14 Nr. 1 BauNVO sind nur 
innerhalb der Baufenster bzw. der dargestellten Umgrenzungslinien 
zulässig. 
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2.4 Verkehrsflächen 

2.5 Grünflächen, Grünordnung 

2.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

 Insektenschutz Zum Schutz von nachtaktiven Insekten sind für die Außen- und Wege-
beleuchtung insektenschonende Leuchten mit nach unten gerichteten 
Lichtpunkten zu verwenden.  

Im Weiteren sind nicht überdeckte Stellplätze nach § 12 BauNVO au-
ßerhalb der Baugrenzen zulässig. 
 
Notwendige, der Versorgung des Plangebiets dienende Nebenanlagen 
gem. § 14 Nr. 2 BauNVO sind ausnahmsweise auch außerhalb der Bau-
fenster zulässig. 

 Abstandsflächen Es gelten die Abstandsregelungen nach Bayerischer Bauordnung. 

 

 

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

 

 Privatgärten Zusammenhängende Schottergärten sind unzulässig. Bei der Auswahl 
der Gehölze und Sträucher sind standortgerechte Arten gemäß 
„Pflanzliste“ zu verwenden.  

Bzgl. der Bepflanzung sind die rechtlichen Vorgaben einzuhalten  
(siehe: „Rund um die Gartengrenze“; Bayerisches Staatsministerium  
der Justiz, März 2022). 

 

 

Zu pflanzender Baum (empfohlener Standort, Lage variabel) 

Pflanzgebot 

Je 450 m² (angefangene) Grundstücksfläche ist min. 1 Baum II. Ord-
nung anzupflanzen. Neben heimischen Obstbaumhochstämmen sind  
vorrangig Laubgehölze gem. Pflanzliste (Kap. 4.3) zu verwenden. Die 
Mindestgröße der zu pflanzenden Bäume II. Ordnung beträgt 16-18 
cm Stammumfang.   
Die Lage der Anpflanzung auf dem Grundstück ist variabel. 
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Die Leuchtmittel müssen eine Farbtemperatur von maximal 3.000 Kel-
vin haben, die Lampen oberhalb von 85° zur Senkrechten kein Licht 
abstrahlen und staubdicht eingekoffert sein.  

2.7 Sonstige Festsetzungen 

 

 

Wohneinheiten (WE) 
Für Wohngebäude sind je Einzelhaus und je Doppelhaushälfte max. 2 
Wohneinheiten zulässig. 

 

 

Bemaßung 

(s. Planzeichnung) 

 

 

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung 

(s. Planzeichnung) 

 Boden-
versiegelung 

Bodenversiegelungen im Bereich von Zufahrten, Stellplätzen und be-
festigten Außenbereichen (z.B. Terrassen) sind auf das notwendige 
Mindestmaß zu beschränken. 

Stellplätze und Zufahrten auf privaten und öffentlichen Grundstücken 
sind nur in einer Ausführung als Rasen-Gitterstein, Rasenpflaster mit 
breiten begrünten Fugen, Schotter-Rasen, Drain-Pflaster oder als 
wassergebundene Flächen zulässig.  

 Niederschlags-
wasser /  
Versickerung / 
Grundwasser 

Gesammeltes (unverschmutztes) Niederschlagswasser ist nach Mög-
lichkeit über eine bewachsene mindestens 30 cm mächtige Oberbo-
denschicht flächenhaft innerhalb des Grundstückes zu versickern. 
Überschüssiges Niederschlagswasser kann gedrosselt in den kommu-
nalen Regenwasserkanal eingeleitet werden. 

 Schallschutz Bei den nördlichen Baufenstern (geplantes Grundstück 1 und 2) sind 
alle Fenster und Fenstertüren von Aufenthaltsräumen an der West-, 
Nord- und Ostfassade und den entsprechenden Dachflächen des Ge-
bäudes als Schallschutzfenster auszuführen. Die Ermittlung der 
Schallschutzfensterklassen hat nach der DIN 4109 (Schallschutz im 
Hochbau) zu erfolgen.   
 
Bei den nördlichen Baufenstern (geplantes Grundstück 1 und 2) sind 
alle Schlafräume (z.B. Schlaf- und Kinderzimmer) für die Schallschutz-
fenster notwendig sind mit einer Lüftungsanlage (z.B. integrierte 
Fensterrahmen-Lüftung, Einzel-Lüfter etc.) die einen zum Zwecke der 
Gesundheit und Beheizung erforderlichen Mindestluftwechsel sicher-
stellt, zu versehen, sofern keine Lüftungsmöglichkeiten durch Fenster 
auf der Südfassade des Gebäudes bestehen. 
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3 Örtliche Bauvorschriften gem. § 9 Abs. 4 BauGB 

3.1 Dachgestaltung 

 

 

Zulässige Dachformen 

Satteldach (SD) 

Im gesamten Plangebiet sind auf Hauptgebäuden nur Satteldächer 
(SD) zulässig.  

Angebaute Gebäudeteile (z.B. Garagen, Wintergärten, Windfang, un-

tergeordneter Anbau), die nicht unter einem Dach mit dem Hauptge-

bäude liegen sind auch als Pult- und Flachdächer mit einer Neigung bis 

zu 40 Grad zulässig. 

Freistehende Garagen, Carports, offene Garagen gem. Art. 1 Abs. 1 

GaSTELLV und Nebenanlagen sind auch als Flachdach (< 10°) zulässig. 

 

 

Zulässige Dachneigung des Hauptdaches 

Mindest- und Höchstneigung in Grad 
15 – 40° 
 

 Dachüberstände Dachüberstände (Abstand zwischen Außenkante der Außenwand und 
Außenkante des am weitesten überragenden, durchgehenden Bau-
teils des überstehenden Daches, waagerecht gemessen) sind bei den 
Hauptgebäuden mit min. 0,50 m an Traufe und Giebel auszuführen. 

 Dacheindeckung Als Dacheindeckung sind nur Dachziegel in einheitlich matten, roten, 
ziegelroten, rotbraunen oder anthrazitfarbenen Tönen zulässig. Glän-
zende Dachziegel sind unzulässig.  

Angebaute Gebäudeteile dürfen vom Hauptgebäude abweichende Be-
dachungen haben:  

- Begrüntes Flachdach  

- blendfreie Blecheindeckung  

- Glas 

Flachdächer auf freistehenden Anbauten, Nebenanlagen, Garagen 
und Carports sind mind. extensiv zu begrünen. 

 Wiederkehre 
und Zwerch- 
giebel 

Wiederkehre (gegenüber der Außenwand vorspringende Bauteile mit  
Firstrichtung quer zur Hauptfirstrichtung) und Zwerchgiebel (Bauteile  
mit Firstrichtung quer zur Hauptfirstrichtung, die die Traufe unterbre-
chen) sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig:  
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3.2 Sonstige Örtliche Bauvorschriften 

- Max. Breite (Außenkante der Außenwände): 1/2 der Dachlänge 
(Außenkante der Dachlänge mit Dachüberstand)  

- Mindestabstand zur Gebäudeaußenkante und Mindestabstand 
untereinander (Außenkante der Außenwände): 3,0 m.  

 Dachaufbauten / 
Dachgauben 

Dachaufbauten / Dachgauben sind nur unter folgenden Voraussetzun-
gen zulässig: 
- Dachneigung > 26°  

- Ausführung als Giebelgaube ("stehende Gaube") oder als durch-
gängige Schleppgaube bis max. 5,0 m 

- Insgesamt darf die Gesamtbreite aller Dachgauben je Dachseite 
nicht mehr als 1/2 der Dachlänge (Außenkanten der Dachlänge 
mit Dachüberstand), betragen. Mindestabstand von Dachgauben 
untereinander (Außenkanten der Außenwände): 1,5 m.  

- Max. Höhe (senkrecht gemessen) vom Dachaustritt bis zur Traufe: 
1,5 m.  

- Mindestabstand zum Ortgang: 2,0 m. 

- Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum First des Hauptda-
ches: 0,5 m.  

- Für die Dacheindeckung ist das Material des Hauptdaches zu ver-
wenden. 

Gauben sind nur auf Dachseiten zulässig, auf denen sich keine Wieder-
kehre, bzw. Zwerchgiebel befinden. Pro Dach sind nur einheitliche 
Dachaufbauten zulässig. Dacheinschnitte sind nicht zulässig.  

 Solarthermie 
und Photo-     
voltaikanlagen 

Solartechnische Anlagen (Photovoltaik- und solarthermische Anlagen) 
sind zulässig, es wird auf Art. 44a Abs. 4 BayBO hingewiesen. Sie müs-
sen in gleicher Neigung wie das jeweilige Dach ausgeführt werden 
(keine Aufständerungen) und einen Mindestabstand von 0,5 m gegen-
über den Dachrändern und dem Dachfirst aufweisen. Für Indach-Sys-
teme kann der Mindestabstand zu den Dachrändern unterschritten 
werden.  

 Material –  
Fassaden 

Für die Oberflächen von Fassaden sind ausschließlich folgende Materi-
alien zulässig:  

− Holz  

− Verputz  

− Glas  
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Hiervon ausgenommen sind konstruktive Bauteile wie Fensterrahmen, 
Regenfallrohre, Stützen etc.  

 Farbe – 
Fassaden 

Es sind ausschließlich Weiß-Töne oder Pastell-Farben für verputzte 
Oberflächen von Fassaden zulässig. Der Weißanteil der Farben muss 
hierbei mind. 70% betragen. 

 Stellplätze Der Nachweis von Stellplätzen richtet sich nach der Stellplatzsatzung 
des Marktes Dietmannsried in der jeweils aktuellen Fassung. Darüber 
hinaus können Abstellbereiche vor Garagen/Carports nicht als Stell-
platz angerechnet werden. Die Maximallänge von Stauräumen darf 
7,0 m nicht überschreiten. Ab einer Länge von 7,0 m ist der Zufahrts-
bereich auf 3,0 m Breite zu reduzieren. 

 Einfriedungen Einfriedungen sind nur als sichtdurchlässige Gitter- oder Staketen-
zäune (Mindestabstand zwischen Zaununterkante und Bodenober-
kante: 15 cm) oder als Laubhecken aus standortgerechten Gehölzen 
(s. Pflanzliste) bis zu einer maximalen Höhe von 1,2 m zulässig. Ge-
flechtzäune (z.B. Maschen) sind ausgeschlossen. 
 
Unzulässig sind: 

Einfriedungen mit nicht standortgerechten Gehölzen wie z.B. Thuja 
(Scheinzypressen) und Kirschlorbeer, Gabionen oder Mauern.   

Die Einfriedung muss für Schneelagerung mit ihrer Außenkante min-
destens 0,5 m von der äußeren Straßenkante zum Grundstück hin ab-
gerückt werden. 

 Gelände- 
modellierungen / 
Stützmauern 

Für die Anpassung des Geländes an die festgesetzte Höhe des Rohfuß-
bodens sind Abgrabungen und Aufschüttungen nur in dem erforderli-
chen Maß (bis zur Rohfußbodenoberkante) zulässig und haben mög-
lichst mit anfallendem Aushub der Baumaßnahmen zu erfolgen. Ge-
ländeveränderungen sind mit den Geländeverhältnissen des Nachbar-
grundstückes abzustimmen. Falls die Geländeveränderung nicht mit 
dem Nachbargrundstück koordiniert werden können, müssen sie auf 
dem eigenen Grundstück auf Null auslaufen. 

 Werbeanlagen Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig.  

Pro Grundstück ist maximal eine Werbeanlage, begrenzt auf eine ma-
ximale Größe von 1,0 m², zulässig. Lichtkegel oder Laserkegel (zu Wer-
bezwecken), Wechsellichtanlagen, blinkende Leuchtwerbung und An-
lagen mit freiliegenden Leuchtstoffröhren sowie die Verwendung von 
Signalfarben sind unzulässig. 
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4 Nachrichtliche Übernahmen, Hinweise und Empfehlungen 

4.1 Planzeichen  

 

 

Flurgrenze, Bestand 
(Nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Flurnummer, Bestand 
(Nachrichtliche Darstellung) 

 

 

Bestandsgebäude 

 

 

Grundstücksgrenze, Planung 
(Vorschlag) 

 

 

Parzellennummer mit Flächengröße 
(Vorschlag) 

 

 

RW-Kanal, Bestand  
 

 

 

SW-Kanal, Bestand 

 

 

Wasserleitung, Bestand 

 

 

Hydrant, Bestand 

 

 

Gasleitung, Bestand 

 

 

Telekomleitung, Bestand 

 

 

Kommunikationsleitung, Bestand 
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4.2 Hinweise durch Text 

 Altlasten Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnis-
stand keine Altlasten bzw. Altlastenverdachtsflächen vor.  

Sollten sich im Zuge der Baumaßnahme Auffälligkeiten der Bodenbe-
schaffenheit abzeichnen und werden Ablagerungen oder Altlasten an-
getroffen, sind ggf. weiteren Maßnahmen in Abstimmung mit den zu-
ständigen Fachbehörden (Landratsamt Oberallgäu) durchzuführen. 

 Archäologie Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnis-
stand keine archäologischen Funde und/oder Bodendenkmäler vor.  

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG 
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege zu melden. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Ei-
gentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die An-
zeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder 
an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Ar-
beitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeiten befreit. 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn 
nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher frei-
gibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 

 Artenschutz Im Rahmen der Realisierung von Bauvorhaben innerhalb des Gel-
tungsbereiches sind im Zuge des Erlasses der Baugenehmigung die ar-
tenschutzrechtlichen Belange nach § 44 BNatSchG zu berücksichtigen 
(Tötungs- und Verletzungsverbot, Störungs- und Schädigungsverbot).  
Bei der Baufeldfreimachung, Rodungs- und/oder Abrissarbeiten sind 
die Vorgaben des allgemeinen Artenschutzes gemäß § 39 BNatSchG 
(z.B. Rodungsverbot zwischen 01. März und 30. September) zu beach-
ten.  

 Vogelschlag Hinweis auf das Papier (LAG VSW – Vermeidung von Vogelverlusten 
an Glasscheiben). Größere Glasflächen sollten demnach Vogelfreund-
lich gestaltet werden (z.B. Verwendung von bemustertem, mattier-
tem, geripptem, sandgestrahltem, oder eingefärbtem Glas, siehe 
hierzu Broschüre „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der 
schweizerischen Vogelwarte). 

 Baugrund Grundsätzlich werden bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen durch ein privates 
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Ingenieurbüro empfohlen. Die Erkundung des Baugrundes obliegt 
grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf 
sichern muss. 

 Bodenschutz Für Oberboden und ggf. vorhandenen kulturfähigen Unterboden wird 
empfohlen in der Planungs- und Ausführungsphase ein bodenkundli-
che Baubegleitung einschließlich Bodenschutzkonzept vorzusehen. 

Der im Zuge der Baumaßnahme anfallende Erdaushub ist möglichst im 
Plangebiet zu verwerten. Verdichtungen bei Erdbauarbeiten sind zu 
vermeiden; diese sind daher bei trockener Witterung und gutem, 
trocknen, bröseligen, nicht schmierenden Boden auszuführen. 

Der humose Oberboden und ggf. der kulturfähige Unterboden sollten 
zu Beginn der Bauarbeiten auf allen beanspruchten Flächen abgescho-
ben werden. Der Erdaushub sollte in Mieten zwischengelagert wer-
den. 

 Brandschutz 
 

Auf die jeweils geltenden Vorgaben bzgl. Brandschutz, Löschwasser-
bedarf, Hydranten und Zufahrtsstraßen wird verwiesen. 

 Hangwasser/ 
Starkregen 

Aufgrund der Geländebeschaffenheit und Topographie ist Quell- bzw. 
wild abfließendes Hangwasser aus höher gelegenen Bereichen (v.a. 
nach Starkregenereignissen sowie im Frühjahr) nicht auszuschließen. 
Von den Bauherren sind im Rahmen der Bebauung entsprechende 
Vorkehrungen (dichte Keller, Lichtschächte, Kellerabgänge und Türen, 
ebenerdige Hauseingänge an der Hangseite usw.) zur Versickerung 
bzw. Ableitung von Oberflächenwasser zu treffen. Keller sollten was-
serdicht und auftriebssicher ausgeführt werden und infolgedessen 
sollten z.B. alle Leitungs- und Rohrdurchführungen dicht sein.  

Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers darf dabei nicht zum 
Nachteil gerade eines tieferliegenden Grundstücks verstärkt oder auf 
andere Weise verändert werden. Die entsprechenden Anforderungen 
sind dem § 37 Abs. 1 WHG zu entnehmen. 

 Hochwasser Im Bereich des Seebaches befinden sich HQ 100 Flächen. Aufgrund 
der Nähe dieses Überschwemmungsgebietes wird darauf hingewie-
sen, dass an einem Gewässer auch größere Hochwasserereignisse als 
ein HQ100 auftreten können. Damit verbundene etwaige Überflutun-
gen sind an den zu den Überflutungsbereichen nächstgelegenen Be-
reichen bei der Planung zu beachten. Das Schadens- und Gefahrenpo-
tential soll möglichst geringgehalten werden. 

 Kampfmittel-
belastung 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegen nach derzeitigem Kenntnis-
stand keine Hinweise einer Kampfmittelbelastung vor.  
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verantwortung für Gefährdun-
gen durch Kampfmittel bei Baumaßnahmen bei den Bauherren und 
den bauausführenden Firmen liegt. Sie haben auch einem Verdacht 
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auf möglicherweise vorhandene Kampfmittel nachzugehen und erfor-
derliche Maßnahmen zu veranlassen. 

 Landwirt-
schaftliche Im-
missionen 

Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaft-
lichen Emissionen (Lärm-, Geruch und Staubeinwirkung) aus der land-
wirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bearbeitung benachbarter Flä-
chen - auch zu ungünstigen Zeiten, wie am Wochenende, Sonn- und 
Feiertagen und Abendstunden - hinzunehmen. 

 Luft-Wasser-
Wärmepumpe 

Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-
Blockkraftwerken und Klimaanlagen ist der „Leitfaden für die Verbes-
serung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Klimage-
räte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und Mini- 
Blockheizkraftwerke)“ der Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Im-
missionsschutz (LAI) zu beachten. 

 Nachbarschutz Werden bauliche Anlagen im Bereich von Grundstücksgrenzen errich-
tet, sind neben dem öffentlichen Baurecht die Vorschriften des priva-
ten Nachbarrechtes zu berücksichtigen. Dasselbe gilt für die Pflanzung 
von Gehölzen. 

 Niederschlags-
wasser-
beseitigung 

Bei der Planung und Ausführung der Sickeranlage sind die Verordnung 
über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammelten Nie-
derschlagswasser (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung – 
NWFreiV), sowie die zugehörigen Technischen Regeln zum schadlosen 
Einleiten in das Grundwasser (TRENGW) und das DWA Arbeitsblatt A 
138-1 „Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser-Teil 1: Pla-
nung, Bau, Betrieb“ zu berücksichtigen. Bei der Planung sind die 
Grundsätze des DWA Arbeitsblatt A 100 „Leitlinien der integralen 
Siedlungsentwässerung“ (ISiE) zu berücksichtigen. 

 Solaranlagen-
pflicht 

Auf die jeweiligen landesrechtlichen Vorgaben wird verwiesen. 

 Generationen-
angepasstes 
Bauen 

Im Zuge der Planung und Umsetzung von Bauvorhaben sollte durch 
die Bauherren die Möglichkeit der Umsetzung barrierefreier Wohnun-
gen in den Erdgeschossen (z.B. in Form von Einliegerwohnungen) so-
wie die modulare/flexible Folgenutzung der geplanten Gebäude ge-
prüft und in Betracht gezogen werden. 

 Nachhaltiges 
Bauen 

Die Errichtung von Zisternen zur Nutzung des gesammelten Nieder-
schlagswasser als Brauchwasser wird empfohlen und ist erwünscht. 

Baumaterialien, die eine nachweisliche Belastung für Mensch oder 
Umwelt zur Folge haben (z.B. Hölzer aus dem tropischen Regenwald, 
"FCKW-Stoffe", etc.), sollten bei der Bauausführung vermieden wer-
den.  
Für die Wärmegewinnung und Stromerzeugung wird die Verwendung 
von nachhaltigen Energieträgern empfohlen. 
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Die Anlage eines Komposts wird empfohlen. 

 Ergänzende 
Hinweise 

Bei Doppelhäusern sollte ein profilgleicher Anbau der einzelnen Haus-
hälften angestrebt werden sowie einheitliche Materialien und Dach-
farben (d.h. gleiche Dachneigung, kein seitlicher und höhenmäßiger 
Versatz). 

Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tief-
liegende Räume sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z. B. 
Hebeanlagen oder Rückschlagklappen. 
  
Die Festlegung geeigneter Standorte für notwendige Kabelverteiler-
schränke, Leuchten oder ähnliche Einrichtungen in der öffentlichen 
bzw. privaten Fläche sowie mögliche Vereinbarungen diesbezüglich 
behält sich die Gemeinde Dietmannsried vor. 

 Plangenauig-
keit 

Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage der digitalisierten Flur-
karte der Gemeinde Dietmannsried erstellt. Somit ist von einer hohen 
Genauigkeit auszugehen, wobei sich dennoch im Rahmen einer späte-
ren Ausführungsplanung oder Einmessung Abweichungen ergeben 
können. Dafür kann seitens der Gemeinde und des Planungsbüros 
LARS consult, Memmingen, keine Gewähr übernommen werden. 
 
Zur verbesserten Lesbarkeit der Planzeichnung werden übereinander 
liegende Linien nebeneinander dargestellt. 

 nicht öffentlich 
zugängliche 
Vorschriften 

Die den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugrundeliegenden, 
nicht öffentlich zugänglichen Vorschriften und Regelwerke (insbeson-
dere Erlasse, DIN-Vorschriften und Merkblätter) können bei der Ge-
meinde Dietmannsried während der allgemeinen Öffnungszeiten ein-
gesehen werden. 
 

4.3 Pflanzempfehlung 

 Pflanzliste Es wird empfohlen, im Bereich der privaten Grundstücksflächen Ge-
hölze aus der nachfolgenden Pflanzliste (einheimische Gehölze) zu ver-
wenden. 
Bei der Bepflanzung der privaten Grundstücke sollten nach Möglich-
keit heimische Arten verwendet werden, wie z.B.: 
 
Bäume I. Ordnung: 
Spitz-Ahorn Acer platanoides 
Berg-Ahorn Acer pseudoplatanus 
Ross-Kastanie Aesculus hippocastanum 
Stiel-Eiche Quercus robur 
Winter-Linde Tilia cordata 
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Bäume II. Ordnung: 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Schnee-Felsenbirne             Amelanchier arborea  
Hainbuche                    Carpinus betulus 
Zweigriffliger Rotdorn         Crataegus laevigata 
Hainbuche                     Carpinus betulus 
Kornelkirsche                        Cornus mas 
Zierapfel-Sorten                   Malus-Hybriden 
Vogelkirsche                     Prunus avium 
Kugel-Steppen-Kirsche        Prunus x eminens  
Eberesche                      Sorbus aucuparia 
Mehlbeere                     Sorbus aria 
Schmuck-Eberesche            Sorbus decora 
Thüringer Mehlbeere          Sorbus thuringiaca 

Großsträucher und Sträucher: 
Kornelkirsche Cornus mas 
Hartriegel Cornus sanguinea 
Haselnuss Corylus avellana 
Gemeine Berberitze             Berberis vulgaris 
Pfaffenhütchen Euonymus europaeus 
Liguster Ligustrum vulgare 
Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Hunds-Rose                           Rosa canina 
Schwarzer Holunder       Sambucus nigra 
Wolliger Schneeball Viburnum lantana 
Gemeiner Schneeball Viburnum opulus 

Die Pflanzliste legt ausgewählte, heimische Gehölze (Laubbäume) und 
Sträucher für die Ansprüche der Höhenlage des Gebiets dar. Zudem 
werden blühende, kleinkronige Laubbäume auf Empfehlung der baye-
rischen Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau (LWG) gewählt. Der 
Fokus liegt auf Arten, welche für kühle und frische sowie für warme 
und trockene Standorte geeignet sind.  

 

Obstbaumhochstämme 

Zulässig sind nur Obstbaumsorten, die nicht als Überträger bzw. Zwi-
schenwirt für die Erkrankungen im Obst- und Ackerbau gelten, v.a. in 
Bezug auf die Bekämpfung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandver-
ordnung vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2551), die zuletzt durch 
Artikel 10 der Verordnung vom 10. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2113) ge-
ändert worden ist).  

Die Auswahl der Gehölze und Sträucher erfolgt anhand der Ergebnisse 
des „LEADER Projektes“ des Projektträgers Westallgäu - Bayerischer 
Bodensee Fördergesellschaft mbH (wbf), für den Landkreis Oberallgäu. 
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Äpfel: 
Aufhofer Klosterapfel, Brettacher, Doppelter Prinzenapfel 
Grahams Jubiläumsapfel, Horneburger Pfannkuchenapfel, Jakob Fischer, 
Jakob Lebel, Kaiser Wilhelm, Luikenapfel, Maunzenapfel, Pfaffenhofer 
Schmelzling, Roter Boskoop, Schöner aus Boskoop, Schöner aus Herrnhut, 
Schöner aus Wiltshire 
 
Birnen:  
Alexander Lucas, Doppelte Philippsbirne, Köstliche aus Charneu, Län-
gelerbirne, Prinzessin Marianne, Ulmer Butterbirne  
 
Pflaumen:  
Zwetschgen: Hauszwetschge, Schönberger Zwetschge, Wangenheimer 
Frühzwetschge 

Kirschen:  
Büttners rote Knorpelkirsche, Sunburst 

Steinobst stellt kein Wirt des Feuerbranderregers dar, demnach ist die 
Anpflanzung von u.a. Kirschbaumhochstämmen grundsätzlich zulässig. 
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B BEGRÜNDUNG 

1 Planungsanlass 

Der Markt Dietmannsried beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplans mit Grünordnung „Über-

bach - Mühlbachweg Ost“. Das Projektgebiet liegt am nordöstlichen Ortsrand des Ortsteils Überbach 

und umfasst die Flurgrundstücke Fl.Nr. 791/16 und 791/17 der Gemarkung Überbach und hat eine 

Größe von ca. 0,2 ha. Mit der Aufstellung des gegenständlichen Bebauungsplans möchte der Markt 

Dietmannsried der bestehenden Nachfrage nach Wohnraum gerecht werden.   

Der Ortsteil Überbach des Marktes Dietmannsried liegt im Landkreis Oberallgäu, circa 1,5 Kilometer 

östlich des Ortszentrums von Dietmannsried. Die Marktgemeinde ist mit einem eigenen Autobahn-

Anschluss an die A7 unmittelbar an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Überbach weist eine 

dörfliche Prägung auf. Neben der vorherrschenden Wohnnutzung ist dabei vereinzelt landwirtschaft-

liche, gewerbliche Nutzung sowie ein Beherbergungsbetrieb vorhanden. Der Geltungsbereich des Be-

bauungsplanes schließt abrundend an die bestehende Wohnbebauung im Nordosten an. Die Planung 

des allgemeinen Wohngebiets angrenzend an bestehende Siedlungsflächen soll die baurechtlichen 

Voraussetzungen für den Bau von 2-4 Baugrundstücken für Einfamilien- und/oder Doppelhäuser 

schaffen. Maßgebliches Ziel ist die Bereitstellung von bedarfs- und generationengerechtem Wohn-

raum für die Bevölkerung. Der Wegzug junger Bürger und Familien aus Überbach und den umliegen-

den Weilern und Einzelgehöften soll vermieden werden. Die funktionierende und gewachsene Dorf-

gemeinschaft von Überbach soll durch die maßvolle Erweiterung gestärkt werden.  

Der angrenzende Bebauungsplan „Überbach Mühlbachweg“ aus dem Jahre 2002, sah auf dieser Flä-

che bereits Wohnbebauung vor.  

 

Abbildung 1: Maßstabsloser Ausschnitt des Bebauungsplans Überbach – Mühlbachweg 2002 (Quelle: Markt Dietmannsried) 

Die Fläche ist im Norden, Westen und Süden von (Wohn)bebauung umgeben. Im Osten grenzt das 

Areal einer ehemaligen (leerstehenden) Sägemühle an. Vor dem Hintergrund der integrierten städte-

baulichen Lage sowie der geringen Größe (0,2 ha), wird das Verfahren als beschleunigtes Verfahren 

der Innenwicklung durchgeführt. Gemäß den Vorgaben des §13a Abs.2 Nr. 1 i.V. mit §13 Abs. 2 und 3 

BauGB wird von der frühzeitigen Unterrichtung (gem. §§3Abs.1/4 Abs.1 BauGB) sowie der Durchfüh-

rung einer Umweltprüfung abgesehen. 
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2 Übergeordnete Vorgaben 

2.1 Landesentwicklungsplan Bayern 2023 (LEP 2023) 

Gemäß Strukturkarte des Landesentwicklungsprogramms Bayern (2022) liegt die Marktgemeinde 

Dietmannsried landesplanerisch im allgemeinen ländlichen Raum zwischen den Oberzentren Kemp-

ten und Memmingen. Für den überplanten Bereich sind u.a. folgende Ziele des Landesentwicklungs-

plans Bayern 2023 (LEP 2023) des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung 

und Energie maßgeblich: 

(Z) In allen Teilräumen sind gleichwertige Lebens- und Arbeitsbedingungen mit möglichst hoher Qua-

lität zu schaffen oder zu erhalten. Die Stärken und Potenziale der Teilräume sind weiter zu entwi-

ckeln. Alle überörtlich raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen haben zur Verwirklichung die-

ses Ziels beizutragen. 

(G) Hierfür sollen insbesondere die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung und Siche-

rung von Arbeitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zur Versorgung 

mit Gütern und Dienstleistungen, wo zur Sicherung der Versorgung erforderlich auch digital, geschaf-

fen oder erhalten werden. 

Nachhaltige Raumentwicklung 

(Z) Die räumliche Entwicklung Bayerns in seiner Gesamtheit und in seinen Teilräumen ist nachhaltig 

zu gestalten. 

Räumlichen Auswirkungen begegnen 

(Z) Der demographische Wandel ist bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, insbe-

sondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungsentwicklung zu beachten.  

Abwanderung vermindern und Verdrängung vermeiden 

(G) Die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen soll insbesondere in denjenigen Teilräu-

men, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert werden.  

(G) Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Möglichkeiten  

- zur Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplätzen,  

- zur Sicherung der Versorgung mit Einrichtungen der Daseinsvorsorge,  

- zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Wohn-, Arbeits- und Lebensumfelds insbeson-

dere für Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Studenten sowie für Familien und ältere Menschen ge-

nutzt werden. 

Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums  

(G) Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass  
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- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter entwi-

ckeln kann, 

 - die Daseinsvorsorge in Umfang und Qualität gesichert und die erforderliche Infrastruktur weiter-

entwickelt wird,  

- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit möglichst 

auch mit öffentlichen und nicht motorisierten Verkehrsmitteln versorgt sind,  

- er seine eigenständige, gewachsene Siedlungs-, Freiraum- und Wirtschaftsstruktur bewahren und 

weiterentwickeln kann und  

- er seine landschaftliche und kulturelle Vielfalt sichern kann. 

Integrierte Siedlungsentwicklung und Harmonisierungsgebot 

(G) Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen und bedarfsorientierten Siedlungsent-

wicklung unter besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen, den 

Mobilitätsanforderungen, der Schonung der natürlichen Ressourcen und der Stärkung der zusam-

menhängenden Landschaftsräume ausgerichtet werden.  

(G) Flächen- und energiesparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Berücksichtigung 

der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden.  

(G) Die Entwicklung von Flächen für Wohnzwecke, gewerbliche Zwecke sowie für Versorgungs- und 

Freizeiteinrichtungen soll abgestimmt erfolgen. Ergänzend kann auf der Grundlage interkommunaler 

Entwicklungskonzepte ein Ausgleich zwischen Gemeinden stattfinden.  

Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

(Z) In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung möglichst vor-

rangig zu nutzen. Ausnahmen sind zulässig, wenn Potenziale der Innenentwicklung nicht zur Verfü-

gung stehen. 

Vermeidung von Zersiedelung – Anbindegebot  

(Z) Neue Siedlungsflächen sind möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszuwei-

sen.  

(G) Eine Zersiedelung der Landschaft und eine ungegliederte, insbesondere bandartige Siedlungs-

struktur sollen vermieden werden. 

Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen 

(G) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz erhalten werden. 

Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flächen sollen nur in dem unbedingt not-

wendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden. 
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Abbildung 2: Maßstabsloser Ausschnitt der Strukturkarte des Landesentwicklungsprogramms (Quelle: LEP Bayern) 

Die Planung entspricht in Inhalt und Lage größtenteils den übergeordneten raumordnerischen Vorga-

ben, insbesondere des neuen LEPs: 

Mit bedarfsgerechtem Wohnraum kann eine Abwanderung aus dem ländlichen Raum vermieden 

werden und ein attraktives Wohn-, und Lebensumfelds insbesondere für Familien geschaffen wer-

den. Mit den vor Ort besonders nachgefragten Einfamilien-/Doppelhäusern mit der Möglichkeit für 

Einliegerwohnungen kann räumlichen Auswirkungen begegnet werden. 

Die direkte Anbindung an bestehende Siedlungsbereiche und die fußläufige Distanz (100 m) zum 

ÖPNV im Ort, trägt zur nachhaltigen Sicherung und Weiterentwicklung des ländlichen Raums bei. 

Der Maxime Innen statt Außen kann insofern entsprochen werden; da die bauliche und sonstige Nut-

zung dieser Fläche nach der planerischen Konzeption der Gemeinde eine Innenentwicklung darstellt. 

Bereits im Flächennutzungsplan ist die Fläche größtenteils als Dorfgebiet dargestellt und der benach-

barte Bebauungsplan „Überbach Mühlbachweg“ aus dem Jahre 2002, sah auf dieser Fläche Wohnbe-

bauung vor. 

Die neue Siedlungsfläche ist an bereits bestehende Siedlungsbereiche angebunden, verkehrlich und 

versorgungstechnisch erschlossen und rundet diese nach Osten hin ab. Einer Zersiedlung wird somit 

vorgebeugt.  

Ein potenzieller Zielkonflikt, der zwischen dem Erhalt von landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie der 

Bereitstellung geeigneter Wohnbaugebiete auftritt, ist aufgrund des umfassenden Angebots ver-

gleichbarer Grünlandflächen im unmittelbaren Umfeld des Geltungsraums und der geringen Größe 

der Fläche als untergeordnet zu werten.  

Regionale Grünzüge, Vorranggebiete oder schutzbedürftige Bereiche sind von der Planung nicht be-

troffen.  
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2.2 Regionalplan Allgäu 

Im Regionalplan Allgäu ist die Marktgemeinde Dietmannsried als Kleinzentrum dargestellt und wird 

dem Stadt- und Umlandbereich Kemptens im ländlichen Raum zugeordnet. Als Kleinzentrum stellt 

die Gemeinde die Versorgung der Bevölkerung ihrer Nahbereiche mit Dienstleistungen und Gütern 

des sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Grundbedarfs sicher. Die Marktgemeinde Dietmanns-

ried befindet sich in unmittelbarer Nähe zum südlich gelegenen Oberzentrum Kempten. Dietmanns-

ried liegt auf einer Entwicklungsachse von überregionaler Bedeutung. Diese Entwicklungsachse ver-

läuft von Kempten Richtung Memmingen. In Gegenrichtung verzweigt sich die Achse von Kempten 

Richtung Marktoberdorf, Füssen und Immenstadt im Allgäu. Im Marktgemeindegebiet von Diet-

mannsried befindet sich westlich des Ortsteils Reicholzried das Vorranggebiet WVR 26 für die öffent-

liche Wasserversorgung „Reicholzried“. Dieses Gebiet wird durch die neue Tektur des Regionalver-

bandes im Norden erweitert. Zudem soll ein großer Bereich im Norden als Vorranggebiet für die öf-

fentliche Wasserversorgung festgelegt werden. Aktuell ist diese Fläche noch als „Bebauungsplan mit 

Festsetzungen von Flächen für die Gewinnung von Bodenschätzen mit Regelung der Folgefunktion“ 

festgesetzt. Es handelt sich hierbei um das künftige Gebiet WVR 40 „Memminger Trockental“. Zwei 

kleine festgesetzte Wasserschutzgebiete befinden sich am westlichen Gemeinderand, zwei Gebiete 

liegen im Nordosten. Das Vorranggebiet für die Errichtung überörtlich raumbedeutsamer Windkraft-

anlagen „Nr. 9 Markt Dietmannsried, bei Bärenwies“ soll laut der fünften Änderung des Teilfachkapi-

tels B IV 3.2 „Nutzung der Windenergie“ des Regionalplans künftig entfallen.  

Im Osten der Gemeinde liegt zu kleinen Teilen das landschaftliche Vorbehaltsgebiet „Hangzone zwi-

schen Schrattenbach und Börwang“ (Nr.8). Westlich des Hauptortes liegen die Ausläufer des land-

schaftlichen Vorbehaltsgebiets „Illerschlucht nördlich Kempten (Allgäu) und Illertal zwischen Kemp-

ten (Allgäu) und Oberstdorf“ (Nr.9). Ein regionaler Grünzug liegt zwischen dem Hauptort und den 

Ortsteilen Gemeinderied und Probstried und zieht sich nach Süden, östlich vorbei an Kempten bis 

nach Durach. Vor dem Hintergrund der Kleinräumigkeit und dem unmittelbaren Anschluss an den 

Siedlungskörper, werden die übergeordneten Ziele des Grünzuges (Erhaltung und Verbesserung des 

Bioklimas und der großflächigen, regionalen Gliederung der Siedlungsräume, sowie langfristige Siche-

rung siedlungsnaher Freiflächen für die Kurzzeit- und Naherholung) nicht beeinträchtigt. Aufgrund 

dessen wird die Planung somit als verträglich erachtet. Im Gemeindegebiet sind zudem drei Land-

schaftsschutzgebiete zu verorten. Ein kleines liegt nordöstlich von Reicholzried, eines befindet sich 

im Norden bei Schrattenbach und das größte Gebiet verläuft entlang der Iller und schließt an das 

landschaftliche Vorbehaltsgebiet Nr. 9 an.  
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Abbildung 3: Karte Siedlung und Versorgung RP 16 2006 Abbildung 4: Karte Natur und Landschaft RP 16 2006 

  

Abbildung 5: Tekturkarte Wasserwirtschaft RP 16 2025 Abbildung 6: Raumstrukturkarte RP 16 2006 

 

 

 

Folgende Ziele und Grundsätze des Regionalplanes (16) sind für die geplante Entwicklung von Wohn-

bauflächen von Bedeutung: 

Allgemeine Ziele und Grundsätze  

(G) Es ist anzustreben, die Region vorrangig als Lebens- und Wirtschaftsraum für die dort lebende Be-

völkerung zu erhalten und sie nachhaltig in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung und versorgungsmäßi-

gen Eigenständigkeit zu stärken. 

(G) Eine möglichst ausgewogene Altersstruktur der Bevölkerung ist für die Region von besonderer 

Bedeutung.  

(Z) In der Region sollen die Naturgüter Boden, Wasser und Luft als natürliche Lebensgrundlagen so-

weit als möglich nachhaltig gesichert und falls erforderlich wieder hergestellt werden. 
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Raumstruktur 

(Z) Im Stadt- und Umlandbereich des Oberzentrums Kempten (Allgäu) soll die Siedlungs- und Wirt-

schaftsentwicklung in einem ausgewogenen Verhältnis zwischen der Kernstadt und den Umlandge-

meinden, insbesondere dem Unterzentrum Waltenhofen sowie den Kleinzentren Altusried und 

Durach erfolgen und soweit erforderlich über Gemeindegrenzen hinweg abgestimmt werden. 

Siedlungsstruktur  

(G) Dem Erhalt und der weiteren Entwicklung der gewachsenen Siedlungsstruktur der Region ist ent-

sprechend der Bedürfnisse von Bevölkerung und Wirtschaft Rechnung zu tragen. 

(Z) In allen Gemeinden soll in der Regel eine organische Siedlungsentwicklung stattfinden. Eine über 

die organische Siedlungsentwicklung hinausgehende Entwicklung ist in der Regel in zentralen Orten 

und Siedlungsschwerpunkten zulässig. 

(Z) Zur Eingrenzung des Flächenverbrauchs sollen insbesondere vorhandene Baulandreserven und 

leerstehende Gebäude genutzt sowie Nachverdichtungen in den Siedlungsgebieten vorgenommen 

werden. 

(Z) Einer Zersiedelung der Landschaft soll entgegengewirkt werden. Neubauflächen sollen möglichst 

in Anbindung an bestehende Siedlungseinheiten ausgewiesen werden.  

(Z) Die Städte und Dörfer sollen in allen Teilen der Region in ihrer Funktion, Struktur und Gestalt er-

halten, – wo erforderlich – erneuert und weiterentwickelt werden. Dabei soll auf gewachsene und 

landschaftstypische Dorfstrukturen und Ortsbilder besondere Rücksicht genommen werden. 

Landwirtschaft  

(G) Die landwirtschaftlich wertvollen Nutzflächen insbesondere in den Tallagen des Alpenraumes, 

sind als Grundlage einer funktionsfähigen Berglandwirtschaft möglichst zu sichern.  

(Z) Die Landwirtschaft, einschließlich der Nebenerwerbslandwirtschaft, soll als Wirtschaftsfaktor – 

aber auch im Hinblick auf ihre landeskulturelle Bedeutung – in der ganzen Region gesichert und ge-

stärkt werden. 

Die Planungsziele des Bebauungsplans entsprechen größtenteils der Grundsätze und Ziele des Regio-

nalplans Allgäu. Durch die Neuausweisung von bedarfsgerechtem Wohnraum, kann die Stärkung und 

Entwicklung des Lebensraums, eine ausgewogene Bevölkerungsstruktur, und das Gleichgewicht zwi-

schen Kempten und seinem Umland gewährleistet werden. Mit den Festsetzungen zu einer lockeren 

und ortstypischen Bebauung wird auf gewachsene und landschaftstypische Dorfstrukturen und Orts-

bilder besondere Rücksicht genommen. Dadurch kann der Erhalt der dörflichen Struktur gesichert 

werden. Durch die bereits vorhandene Anbindung des Wohngebietes an bestehende Siedlungsberei-

che, wird eine Zersiedelung vermieden. 



Bebauungsplan mit Grünordnung  "Überbach - Mühlbachweg Ost" 
Satzung und Begründung 
Übergeordnete Vorgaben 

 

 

www.lars-consult.de Seite 28 von 49 

 

Der Maxime Innen statt Außen kann insofern entsprochen werden; da die bauliche und sonstige Nut-

zung dieser Fläche nach der planerischen Konzeption der Gemeinde eine Innenentwicklung darstellt. 

(s. hierzu Begründung LEP vorang. Kapitel und Kap. Wohnbauflächenbedarf) 

Ein potenzieller Zielkonflikt, der zwischen dem Erhalt von landwirtschaftlichen Nutzflächen sowie der 

Bereitstellung geeigneter Wohnbaugebiete auftritt, ist als untergeordnet zu werten. (s. hierzu Be-

gründung LEP vorang. Kapitel) 

2.3 Flächennutzungsplan (FNP) 

Das angestrebte Allgemeine Wohngebiet (WA) liegt auf einer bestehenden Dorfgebietsfläche (MD) 

des rechtskräftigen Flächennutzungsplans. Die Fläche wird aktuell intensiv landwirtschaftlich genutzt. 

Östlich des Gebiets befindet ist eine Fläche für Ortsrandeingrünung dargestellt. Nördlich liegen Flä-

chen für Landwirtschaft. 

Da der räumliche Umgriff im Flächennutzungsplan bereits als „Dorfgebiet“ dargestellt ist und diese 

Flächen zu 50% als Wohnbauflächen angerechnet werden können, entspricht die Planung zu großen 

Teilen bereits den Zielen der vorbereitenden Bauleitplanung. Die Planung des allgemeinen Wohnge-

bietes entspricht zwar nicht vollumfänglich der Darstellung im aktuellen Flächennutzungsplan, stellt 

aber keinen Zielkonflikt dar und trägt dem Strukturwandel allgemein und der sich ändernden Struk-

tur in Überbach Rechnung, denn auch hier gibt es immer weniger aktive landwirtschaftliche Betriebe. 

Gemäß Verfahren nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 muss der Flächennutzungsplan im Wege einer Berichtigung 

angepasst werden. 

 

Abbildung 7: Bestand Flächennutzungsplan (FNP) Markt Dietmannsried, maßstabslos 
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3 Beschreibung des Plangebiets, Rahmenbedingungen 

3.1 Lage, Größe und Beschaffenheit 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Flurgrundstücke Fl.Nr. 791/16 und 791/17 der Gemar-

kung Überbach und hat eine Größe von ca. 0,2 ha. 

Im Westen des Planungsgebiets liegen Dorfgebietsflächen mit überwiegender Wohnnutzung. Im Nor-

den liegt ein Wohn- und Geschäftsgebäude. Weiter nördlich verläuft die Staatsstraße St 2377. Im Sü-

den befindet sich eine Ausgleichsfläche des Marktes Dietmannsried. Östlich liegen weitere Wiesen-

flächen und Gehölze sowie leerstehende Gebäude einer ehemaligen Sägerei.  

Das Plangebiet liegt auf ca. 721 m ü. NN und fällt nach Norden und Südosten leicht ab. 

 

Abbildung 8: Luftbild vom Planungsumgriff, maßstabslos 

Topographie und Baugrund 

Der Großteil des Geltungsbereiches liegt hauptsächlich innerhalb der geologischen Einheit „Geschie-

bemergel“ (würmzeitlich), welche sich aus Schluff mit abwechselnd kiesigem bis blockigem sowie 

tonigem bis sandigem Substrat zusammensetzt. Im nördlichen Teilbereich kommen Ablagerungen 

der „End- oder Seitenmoräne“ (würmzeitlich) vor, deren Sedimentgesteine sich ebenfalls in sandig-

schluffiges (Kies bis Blöcke) oder tonig-sandiges (Schluff) Substrat untergliedern lassen.  
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Das Projektgebiet befindet sich innerhalb der hydrogeologischen Einheit der „Moränenablagerun-

gen“. Im überwiegenden Teilbereich, im Süden des Plangebiets, sind dicht gelagerte tonige bis leh-

mige Schluffe vorzufinden. Hier liegt überwiegend ein Lockergesteins-Grundwassergeringleiter ohne 

nennenswerte Durchlässigkeiten und Grundwasservorkommen vor, der sich in der Regel durch ein 

hohes Filtervermögen auszeichnet. In der nördlichen Teilfläche setzen sich die Moränenablagerungen 

aus locker gelagerten kiesigen Schluffen bis tonig-schluffigen Kiesen zusammen. Es handelt sich dabei 

vorwiegend um einen Grundwassergeringleiter, der aber lokal als bedeutender Porengrundwasserlei-

ter mit einer räumlich variablen Durchlässigkeit und Ergiebigkeit auftreten kann.  

Das Plangebiet weist ein leichtes Gefälle auf. Der höchste Punkt befindest sich im Bereich des Mühl-

bachwegs im Westen auf Höhe der Hausnummer 14. Hier liegt das Gelände bei etwa 721 m ü. NHN. 

Zum nordwestlichen und nordöstlichen Eck fällt es auf etwa 719 m, zum südöstlichen auf etwa 718 m 

ab. 

Überschwemmung/Hochwasser/Hangabfluss 

Der Bereich liegt nicht innerhalb amtlich festgesetzter Überschwemmungsgebiete bzw. Überflutungs-

flächen.  

Außerhalb des Geltungsbereiches fließt südöstlich der Seebach. Dort ist ein vorläufig gesichertes 

Überschwemmungsgebiet, sowie HQ häufig bis HQ extrem mit Überflutungstiefen bei HQ extrem 

größer 0 – 0,5m verzeichnet. Zudem verlaufen potentielle Fließwege bei Starkregen entlang des 

Bachlaufs. Aufgrund des Höhenunterschieds zum Plangebiet ist jedoch mit keiner gesonderten Ge-

fahr vor Hochwasser und Starkregen zu rechnen. Der tiefste Punkt des Plangebiets liegt im Südosten 

und etwa 1,3 m über dem Seebach. Der höchste Punkt bei der Abbiegung Mühlbachweg im Westen 

liegt etwa 4,4 m über dem Bachlauf (gemäß Geoportal Bayern). 

Aufgrund der Nähe des Überschwemmungsgebietes HQ 100 wird jedoch darauf hingewiesen, dass an 

einem Gewässer auch größere Hochwasserereignisse als ein HQ100 auftreten können. Damit verbun-

dene etwaige Überflutungen sind an den zu den Überflutungsbereichen nächstgelegenen Bereichen 

bei der Planung zu beachten. Das Schadens- und Gefahrenpotential soll möglichst geringgehalten 

werden. Aufgrund der Hanglagen des Plangebietes kann es bei Starkregenereignissen zudem zu wild 

abfließendem Hangwasser kommen. 

Versickerung/Durchlässigkeit 

Generell wird vor Beginn der Baumaßnahmen eine detaillierte Erkundung des Baugrundes empfohlen, 

welches Aufschluss über die Tragfähigkeit und Wasserführung bzw. -durchlässigkeit der Bodenschich-

ten gibt.  

3.2 Wohnbauflächenbedarf und Flächenpotentiale 

Mit Blick auf die Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB, die den sparsamen und schonen-

den Umgang mit Grund und Boden als Ziel formuliert sowie dem Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 

BauGB, nach dem Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen sind, ist das landesplaneri-

sche Entwicklungsziel der Innen- vor Außenentwicklung (Landesentwicklungsplan Bayern 2023) bei 
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der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen. Demnach sind die vorhandenen Innenentwick-

lungspotenziale möglichst vorrangig zu nutzen.  

Bevölkerungsentwicklung und -prognose 

Die Bevölkerung in der Marktgemeinde Dietmannsried stieg in den letzten Jahrzehnten stetig an. Von 

4.235 Einwohnern im Jahr 1960 hat sich die Bevölkerung bis 2024 auf 8.500 Einwohner verdoppelt. 

Aufgrund ihrer Lage im Raum auf der Entwicklungsachse zwischen den beiden Oberzentren Kempten 

und Memmingen, sowie der guten verkehrlichen Anbindung durch die Bahnstrecke Memmingen – 

Lindau und dem eigenen Autobahnanschluss an die A7, wird die Marktgemeinde Dietmannsried wie 

auch der gesamte Landkreis Oberallgäu weiter an Bevölkerung gewinnen.  

Die im Demographie-Spiegel Bayern 2019 veröffentlichten Zahlen für eine erwartete Bevölkerungs-

entwicklung von 2019 mit 8.260 Einwohnern bis 2039 auf 9.000 Einwohner in der Marktgemeinde 

Dietmannsried entsprechen dem tatsächlichen Bevölkerungswachstum und begründen somit den Be-

darf an weiteren Wohnbauflächen.  

Potential- und Reserveflächen 

In einer Analyse der Marktgemeinde wird deutlich, dass im Ortsteil Überbach neun klassische Baulü-

cken und ein leerstehendes Gebäude sowie zwei Reserveflächen vorhanden sind. Die zwei Dorfge-

bietsflächen sind westlich und nordöstlich der bebauten Siedlungsfläche dargestellt. 

  

Abbildung 9: Mögliche Innenentwicklungspotenziale OT Überbach, maßstabslos 
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Die beplante Fläche ist demnach eine bereits kartierte Reservefläche. Sie ist eine der wenigen, die 

der Gemeinde aktuell zur Innenentwicklung zur Verfügung stehen. Auf die weitere Reservefläche, 

klassische Baulücken und (Teil-)Leerstände hat die Gemeinde kurz- bis mittelfristig keinen Zugriff. 

Aufgrund dessen ist die Aktivierung dieser Reservefläche ein wichtiger Schritt der Innenentwicklung. 

3.3 Erschließung 

Der Geltungsbereich ist über die westlich verlaufende bestehende Wohnstraße Mühlbachweg und 

den nördlich verlaufenden Probstrieder Weg an das Dorfgebiet und den Altort Überbachs sowie an 

das übergeordnete Straßennetz angebunden. Der Probstrieder Weg führt auf die Staatsstraße St 

2377, die den Ortsteil mit Probstried und dem Hauptort Dietmannsried verbindet und den Anschluss 

an die Autobahn A 7 herstellt. Ein Fuß-/Radweg ist nicht vorhanden. Das geringe Verkehrsaufkom-

men im Bereich des bestehenden Dorfgebiets ermöglicht jedoch eine fußläufige Erreichbarkeit der 

Versorgungsangebote wie das Gasthaus in der Ortsmitte. Über den Probstrieder Weg kann man zur 

etwa 100 m entfernte Bushaltestelle „Überbach – Ortseingang“ der Buslinie 61 per Fuß gelangen. 

Dadurch ist die Erreichbarkeit der öffentlichen Versorgungseinrichtungen im Hauptort durch den 

ÖPNV gewährleistet. Eine innere Erschließung ist aufgrund der Gebietsgröße nicht nötig. 

Die Erschließung der Ausgleichsfläche auf Flurstück 791/12 erfolgt zukünftig über das angrenzende 

Flurstück 791. Ein Wegerecht zugunsten der Marktgemeinde wird vertraglich gesichert.  

 

Abbildung 10: Bestehende Ausgleichsfläche des Marktes Dietmannsried auf Fl. Nr. 791/12 
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3.4 Emissionen / Immissionen 

Emissionen 

Das Planungsareal wird als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Ausnahmsweise sind sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltung zulässig. Betriebe des Beherbergungsgewer-

bes, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht zulässig. Aufgrund der Nutzungen und den bereits 

bestehenden Dorfgebietsflächen im Westen gehen vom allgemeinen Wohngebiet keine störenden 

Emissionen aus. 

Immissionen 

Verkehr 

Nördlich des Plangebiets verläuft die Staatsstraße St 2377. Diese ist für die Immissionssituation maß-

gebend. Aufgrund von überschlägigen Berechnungen (auf der Grundlage der Verkehrszahlen der bay-

erischen Straßenbauverwaltung aus dem Jahr 2024 unter Einberechnung einer Prognose bis 2035) 

werden für die nördlichen Bauparzellen Festsetzungen zum Schallschutz gegenüber der Staatsstraße 

getroffen (s. Punkt „Schallschutz“ im Kapitel 5.7 „Sonstige Festsetzungen“ der Begründung).  

Landwirtschaft 

In der näheren Umgebung (jeweils etwa 170 m) befinden sich einige aufgelassene Hofstellen, die 

größtenteils nur noch Wohnzwecken dienen. Aufgrund dessen ist mit keiner Störung zu rechnen. 

Die Bewirtschaftung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen kann jedoch ortsübliche Emissi-

onen verursachen. Die Erwerber oder Besitzer des Grundstücks haben die landwirtschaftlichen Emis-

sionen (Lärm-, Geruch und Staubeinwirkung) aus der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung und Bear-

beitung benachbarter Flächen – auch zu ungünstigen Zeiten, wie am Wochenende, Sonn- und Feier-

tagen und Abendstunden- aufgrund des Bestands und der Ortsüblichkeit in einer dörflichen Struktur 

wie Überbach hinzunehmen. 

Weitere Nutzungen 

Von weiteren Nutzungen wie dem Feuerwehrhaus (ca. 200 m), einem Dienstleistungsunternehmen 

(ca. 400 m), zwei Handwerksbetrieben (ca. 300 / 430 m) sowie der Autobahn A7 (ca. 750 m) ist auf-

grund von ihrer Entfernung und deren näheren Lage an anderer Wohnbebauung, mit keiner Störung 

zu rechnen. 

Das ehemalige Sägewerk im Osten des Plangebietes ist seit längerem nicht mehr in Betrieb und eine 

gewerbliche Folgenutzung ist nicht geplant. 
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Abbildung 11: Standorte möglicher Emissionsquellen 

3.5 Sonstiges  

Denkmalschutz 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sowie in dessen unmittelbarer Nähe befinden 

sich keine (Boden-)Denkmäler im Sinne des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG). Für Bo-

deneingriffe ist generell eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, 

die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde 

zu beantragen ist.  
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Altlastflächen 

Altlastverdachtsflächen sind innerhalb des Geltungsbereiches laut Altlastenkataster des Bayerischen 

Landesamt für Umwelt nicht bekannt. 

Georisiken 

In näherer Umgebung befinden sich keine GEORISK - Objekte.  

Sonstige Schutzgebiete 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes befinden sich keine amtlichen Schutzgebiete (Wasser-, Na-

tur-, Landschaftsschutz), Biotope, Naturdenkmäler o.ä. 

In etwa 30 m Entfernung liegt südöstlich des Plangebiets eine Biotopfläche „Gehölze zwischen Diet-

mannsried, Überbach, Probstried und Buchen“. Aufgrund der Entfernung und des Topographieunter-

schieds sowie weiteren zwischengelagerten Gehölzflächen ist von keiner Beeinträchtigung des Biotops 

durch die geplante Wohnnutzung auszugehen. 

4 Städtebauliche Zielvorstellung 

Städtebauliche Zielsetzungen 

Der gegenständliche Bebauungsplan liegt am nordöstlichen Rand einer Dorfgebietsfläche mit beste-

hender Bebauung, im Süden befindet sich der Seebach mit Gehölzen und im Osten liegen Gebäude 

eines ehemaligen Sägewerks. Das Gebiet ist über die bestehenden Straßen Mühlbachweg und Prob-

strieder Weg bereits erschlossen. 

Bedingt durch die Lage, wird dem neuen Gebiet die zukünftige Funktion als Ortsrand zuteil. Aufgrund 

dessen wird ein besonderes Augenmerk auf eine stimmige Anbindung an die gewachsene Siedlungs-

fläche Überbachs und einen dorfgerechten Ortsrand gelegt. Durch vorhandene Gehölzstrukturen süd-

lich des Gebietes und dem Erhalt einer Wiesenteilfläche ist eine Eingrünung bereits gegeben. Vorrangig 

sollen geeignete Flächen bereitgestellt werden, um hier eine bedarfsgerechte und landschaftsbildver-

trägliche Wohnbebauung zu schaffen.  

Gemäß der räumlichen und strukturellen Ausgangslage Überbachs, soll diese Bebauung einen dörfli-

chen Charakter aufweisen. Angestrebt und gewünscht ist die Errichtung von Einfamilien- und Doppel-

häusern. Die bauliche Gestaltung der einzelnen Gebäude und des Siedlungsgefüges soll der gewachse-

nen regionaltypischen Bauweise entsprechen und gleichzeitig zeitgemäße Bauweisen zulassen.  

Das städtebauliche Gesamtkonzept berücksichtigt im Wesentlichen folgende Ziele: 

》 bedarfsgerechte Schaffung von Wohnraum 

》 ortsverträgliche Bauweisen 

》 homogene Ortseingangs- u. Randsituation 

》 Abrundung des bestehenden Siedlungsgefüges 

》 Erschließung durch bestehende Straßen 
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Abbildung 12: Blick auf das Plangebiet vom östlichen Ortseingang 

5 Festsetzungskonzept 

5.1 Art der Baulichen Nutzung 

Die Fläche soll vorrangig der Deckung des Bedarfes an Wohnraum für die einheimische Bevölkerung 

dienen, daher wird die Fläche als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Zulässig sind Wohngebäude, 

die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stö-

renden Handwerksbetriebe und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sport-

liche Zwecke.  

Ausnahmsweise gemäß § 4 Abs. 3 zugelassen sind sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und An-

lagen für Verwaltungen (§ 1 Abs. 9 BauNVO). Die Ausnahmen Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind aufgrund der Zielsetzung (Wohnraumschaffung), der Lage 

am Ortsrand und der Flächengröße nicht Bestandteil des Bebauungsplanes (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO). 

5.2 Maß der Baulichen Nutzung 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Für den nördlichen Bereich wird aufgrund der Zulässigkeit von Einzel- und Doppelhäusern und der 

möglichen daraus resultierenden kleineren Grundstücksgrößen eine Grundfläche von 0,4 festgesetzt. 

Die maximal festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 entspricht der zulässigen Obergrenze im 

allgemeinen Wohngebiet gemäß BauNVO. Damit soll eine optimale Ausnutzung der Grundstücke 
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gewährleistet werden, um insgesamt eine flächensparende Bauweise sicherzustellen. Im südlichen 

Bereich sind nur Einzelhäuser zulässig. Um eine zu hohe Versiegelung hier zu vermeiden und eine 

verträgliche „sanfte“ Einfügung des Baukörpers in das Gelände zu ermöglichen, ist die Grundflächen-

zahl auf 0,3 festgesetzt.  

Nach BauNVO § 19 darf die jeweils zulässige Grundfläche durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zu-

fahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfläche um bis zu 50 von Hundert der max. Grundflächenzahl überschritten werden. 

Firsthöhe und ROK 

Die maximale Höhe der Gebäude wird durch einheitlich festgesetzte maximale Firsthöhen definiert; 

mit der festgesetzten Höhe von 7,50 m bis Oberkante Firstpfette ab Rohfußbodenoberkante (ROK) 

sind zweigeschossige Gebäude mit flacherer Dachneigung oder eingeschossige Baukörper mit steile-

rem Dach und ausbaubarem Dachgeschoss möglich, welche sich mit ihrer Höhenentwicklung in die 

bestehende Bebauung im Umfeld einfügen. Durch die gewählte Festsetzung soll die Realisierung zeit-

gemäßer (maximal) zweigeschossiger Gebäude ermöglicht werden und zugleich durch die Begren-

zung der Höhe der Baukörper das dörfliche Erscheinungsbild gewahrt bleiben. Beeinträchtigungen 

der vorhandenen Bestandsbebauungen (Blickbezüge, Verschattungen) werden durch diese Höhen-

festsetzung nicht erwartet bzw. so gering wie möglich gehalten.  

Durch die Festsetzung einer maximalen ROK des Erdgeschosses soll sichergestellt werden, dass sich 

Gebäude ohne zu große Gebäudesockel in die vorhandene Topographie einfügen und dass Gelände-

sprünge durch Auffüllungen zwischen benachbarten Grundstücken auf ein Minimum reduziert wer-

den. Bezugshöhe ist für die nördlichen Bauparzellen die bestehende Straße. Die südliche Bauparzelle 

wird aufgrund der bewegteren Topographie des Grundstücks im Zusammenspiel mit einem großzügi-

gen Baufeld auf einen Höhenbezugspunkt am Mühlbachweg festgesetzt. So kann eine einheitliche 

Höhengestaltung zur bestehenden Bebauung am Mühlbachweg hin sichergestellt werden. Die maxi-

mal festgesetzte ROK bezieht sich auf das Hauptgebäude. Garagen und Carports können eine abwei-

chende ROK aufweisen. Durch die Festsetzung zur ROK soll die Ableitung von Niederschlagswasser 

ermöglicht werden (hochwassersicheres Bauen). 

5.3 Bauweise und Baugrenzen 

Bauweise 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird eine offene Bauweise (o) festgesetzt. Für sämtliche 

bauliche Anlagen (inkl. Garagen) gelten die Abstandsregelungen gemäß Bayerischer Bauordnung. 

Baugrenzen 

Zur Steuerung der Gebäudesituierung wird mittels Baugrenzen ein Baufenster festgesetzt. Hier 

wurde bewusst ein zusammenhängendes großes Baufenster festgesetzt, um eine gewisse Flexibilität 

in der Gebäudeanzahl und -Kubatur zu ermöglichen.  
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Durch die Ausweisung von großen Baufenstern bleibt die spätere Parzellierung und Anordnung der 

Gebäude in den Baugrundstücken flexibel – definiert ist ein Mindestabstand von 3 m gegenüber dem 

öffentlichen Straßenraum und der Umgebung. 

Die Errichtung von baulichen Anlagen ist nur innerhalb der Baugrenze zulässig. Untergeordnete Bau-

teile können ausnahmsweise gem. Art. 6 Abs. 6 BayBO oberirdisch vor die Baugrenze treten.  

Nebenanlagen und Garagen 

Nebenanlagen und Garagen im Sinne von §14 BauNVO sind nur innerhalb der Baufenster bzw. der 

dargestellten Begrenzungslinie zulässig. Im Weiteren sind nicht überdeckte Stellplätze nach § 12 

BauNVO außerhalb der Baugrenzen zulässig. Durch die Regelungen zu den Nebenanlagen soll insbe-

sondere vermieden werden, dass zum Ortsrand hin bauliche Anlagen grenzständig errichtet werden 

und dadurch das städtebauliche Erscheinungsbild (Ortsrand) sowie die ökologische Funktion (durch-

gängige Vernetzung) beeinträchtigt wird.  

Notwendige, der Versorgung des Plangebiets dienende Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO (z.B. Ver-

teilerschränke), sind ausnahmsweise auch außerhalb der Baufenster zulässig. 

Abstandsflächen 

Für die Abstandsflächen werden in jedem Fall die Regelungen des Art. 6 BayBO zugrunde gelegt. Die 

Schutzzwecke des Abstandsflächenrechts - Belichtung, Belüftung, Besonnung und Sozialabstand - 

werden durch die Regelungen gewahrt. 

5.4 Verkehrsflächen 

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten 

An der Einmündung des Mühlbachwegs in den Probstrieder Weg sind im Kurvenbereich aus Sicher-

heitsgründen keine Ein- und Ausfahrten zulässig. 

5.5 Grünflächen, Grünordnung 

Grünordnerische Ziele 

》 Verwendung heimischer, standortgerechter Gehölze 

》 Naturnahe Gartengestaltung und Einfriedungen 

》 Reduzierung der Flächenversiegelung 

》 Ortstypischer Ortsrand 

Neben den städtebaulichen Zielen soll durch Festsetzungen und Empfehlungen zur Bepflanzung bzw. 

Gestaltung der Freiflächen (u.a. Einfriedungen, Nebenanlagen) das neu entstehende Wohngebiet so 
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gestaltet werden, dass die Baukörper in einen harmonischen Zusammenhang mit dem Freiraum ge-

bracht werden. Zudem soll das Wohngebiet ein für Überbach typisches Erscheinungsbild aufweisen.  

Die Ausgleichsfläche und die nahen Gehölze im Süden des Plangebiets grünen den Ortsrand bereits 

qualitätsvoll ein. 

 

Abbildung 13: Blick auf südliche Gehölze, Ausgleichsfläche und bestehende Wohnbebauung 

Darüber hinaus soll mittels dieser Festsetzungen und Empfehlungen eine möglichst hohe ökologische 

Wertigkeit für Flora und Fauna (Durchlässigkeit, Nischen, Rückzugsbereiche etc.) erzielt werden (v.a. 

durch Festsetzungen und Hinweise zu Überbauung, Versiegelung, Pflanzempfehlungen, Energiege-

winnung etc.). Es sollen sowohl die Flächeninanspruchnahme als auch sonstige Beeinträchtigungen 

des Naturhaushaltes durch das Vorhaben auf das notwendige Minimum reduziert werden. 

Ziel der Grünordnung ist für ein möglichst ökologisch hochwertige Durch- und Eingrünung mit stand-

ortgerechten Gehölzen zu sorgen, welche die Aufenthaltsqualität einerseits aufwerten und ander-

seits die Einbindung der Bebauung in die umgebende Landschaft ermöglicht.  

Privatgärten 

Zusammenhängende Schottergärten sind aus ökologischen Gründen unzulässig. Um ökologische 

hochwertige und ortstypische Gartenflächen zu erzielen sind bei der Auswahl der Gehölze und Sträu-

cher standortgerechte Arten gemäß „Pflanzliste“ zu verwenden. Die Unzulässigkeit von Mauern und 
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die Festsetzungen zur Bodenfreiheit von mind. 0,15 m sollen zudem einen durchlässigen Lebens- und 

Unterschlupfraum für heimische Tierarten (Kleinsäuger, Vögel, Insekten) gewährleisten.  

Zu pflanzender Baum, (empfohlener Standort, Lage variabel) Pflanzgebot 

Zur Sicherstellung einer ausreichenden Durchgrünung des Plangebiets sind Pflanzbindungen auf pri-

vaten Grundstücken vorgegeben. Die Durchgrünung des Wohnbaugebietes auf den Grundstückspar-

zellen wird durch die Festlegung einer Grundflächenzahl und der Mindestanzahl zu pflanzender 

Bäume gewährleistet. Je 450 m² (angefangene) Grundstücksfläche min. 1 Baum II. Ordnung. Neben 

heimischen Obstbaumhochstämmen sind hier vorrangig Laubgehölze aus der genannten Pflanzliste 

mit einer Mindestgröße (16-18 cm Stammumfang) zu verwenden. 

5.6 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 

und Landschaft 

Insektenschutz 

Zum Schutz von nachtaktiven Insekten sind Festsetzungen bezüglich der Beleuchtung festgesetzt. Au-

ßen- und Wegebeleuchtung sind als insektenschonende Leuchten mit nach unten gerichteten Licht-

punkten auszuführen. Die Leuchtmittel müssen eine Farbtemperatur von maximal 3.000 Kelvin ha-

ben, die Lampen oberhalb von 85° zur Senkrechten kein Licht abstrahlen und staubdicht eingekoffert 

sein. Dadurch kann das Anlocken und die daraus resultierende Tötung von Insekten vermieden wer-

den. 

5.7 Sonstige Festsetzungen 

Wohneinheiten 

Entsprechend der bestehenden Bebauung in unmittelbarer Nähe sind im Baugebiet nur Einzelhäuser 

oder Einzel- und Doppelhäuser mit einer Wohneinheitenbeschränkung von max. 2 Wohneinheiten je 

Einzelhaus und je Doppelhaushälfte zugelassen. Die zulässigen Baukörper orientieren sich damit im 

Wesentlichen an der umgebenden Bebauung. Eine verdichtete Bauweise wird an dieser Ortsrandlage 

in einem Teilort weder städtebaulich noch funktional als angepasst/verträglich erachtet. 

Mit der Festlegung auf maximal zwei Wohneinheiten sollen vor allem Einliegerwohnungen gefördert 

werden. Dadurch soll vermehrt demographiegerechter Wohnraum geschaffen werden. So kann auch 

die sinnvolle Nutzungszeit eines Einzel-/Doppelhauses erhöht und der Generationswechsel angekur-

belt werden.  

Bodenversiegelung  

Angestrebtes Ziel ist es, Bodenversiegelungen im Bereich von Zufahrten, Stellplätzen und befestigten 

Außenbereichen (z.B. Terrassen) auf das notwendige Mindestmaß zu beschränken. Die Ausführung 

von Stellplätzen und Zufahrten auf privaten und öffentlichen Grundstücken als Rasen-Gitterstein, Ra-

senpflaster mit breiten begrünten Fugen, Schotter-Rasen, Drain-Pflaster oder als wassergebundene 
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Flächen wird festgesetzt, um die Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens weitestgehend zu erhalten 

und damit die Abnahme der Versickerungsleistung des Bodens durch die Versiegelung zu minimieren.  

Niederschlagswasser / Versickerung / Grundwasser  

Gesammeltes (unverschmutztes) Niederschlagswasser ist nach Möglichkeit über eine bewachsene 

mindestens 30 cm mächtige Oberbodenschicht flächenhaft innerhalb des Grundstückes zu versi-

ckern. Überschüssiges Niederschlagswasser kann gedrosselt in den kommunalen Regenwasserkanal 

eingeleitet werden. 

Schallschutz 

Für Allgemeine Wohngebiete gelten nach der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ nachfolgende 

Orientierungswerte:  

tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr): 55 dB(A),   

nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr):  40 / 45 dB(A) (höherer Wert gilt für Verkehrsimmissionen von öf-

fentlichen Verkehrswegen) 

Im Westen und Süden des Plangebiets befinden sich Wohnnutzungen innerhalb eines Misch-/Dorfge-

bietes im Bebauungsplan „Überbach – Mühlbachweg“. Das ehemalige Sägewerk im Osten des Plan-

gebiets ist seit längerem nicht mehr in Betrieb und eine gewerbliche Folgenutzung ist nicht geplant.  

Für die Immissionssituation maßgebend ist die Staatstraße 2377 nördlich des Plangebietes. Nach den 

Berechnungen der immissionsschutzfachlichen Stellungnahme des Landratsamts Oberallgäu ergeben 

sich unter Berücksichtigung nach den Verkehrszahlen der bayerischen Straßenbauverwaltung aus 

dem Jahr 2024 unter Einberechnung einer Prognose bis ins Jahr 2035 im Norden des Plangebiets Be-

urteilungspegel von  

tagsüber (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr): 59 dB(A),   

nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr): 51 dB(A).   

 

Damit ergeben sich erhebliche Überschreitungen der Orientierungswerte von tagsüber 4 dB(A) und 

nachts 6 dB(A).   

 

Bei einem Beurteilungspegel von 45 dB(A) zur Nachtzeit ist selbst bei nur teilweise geöffneten Fens-

tern häufig ein ungestörter Schlaf nicht möglich.   

 

Aufgrund dessen werden nachfolgende Festsetzungen zum Schutz vor den Verkehrsimmissionen der 

St 2377 in der Satzung getroffen: 

Bei den nördlichen Baufenstern (geplantes Grundstück 1 und 2) sind alle Fenster und Fenstertüren 

von Aufenthaltsräumen an der West-, Nord- und Ostfassade und den entsprechenden Dachflächen 

des Gebäudes als Schallschutzfenster auszuführen. Die Ermittlung der Schallschutzfensterklassen hat 

nach der DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau) zu erfolgen.   
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Bei den nördlichen Baufenstern (geplantes Grundstück 1 und 2) sind alle Schlafräume (z.B. Schlaf- 

und Kinderzimmer) für die Schallschutzfenster notwendig sind mit einer Lüftungsanlage (z.B. inte-

grierte Fensterrahmen-Lüftung, Einzel-Lüfter etc.) die einen zum Zwecke der Gesundheit und Behei-

zung erforderlichen Mindestluftwechsel sicherstellt, zu versehen, sofern keine Lüftungsmöglichkeiten 

durch Fenster auf der Südfassade des Gebäudes bestehen. 

Dadurch kann gewährleistet werden, dass ein nächtliches Lüften der Schlafräume ohne Störung 

durch Verkehrslärm gegeben ist.  

6 Örtliche Bauvorschriften 

6.1  Dachgestaltung 

Zulässige Dachformen 

Die Dachformen werden an die umgebende Bestandsbebauung angepasst. Zur Gewährleistung der 

städtebaulichen Zielsetzungen, insbesondere hinsichtlich eines regionaltypischen, landschaftsver-

träglichen und ruhigen Erscheinungsbildes werden im gesamten Geltungsbereich bei Hauptgebäuden 

ausschließlich Satteldächer zugelassen.  

Angebaute Gebäudeteile (z.B. Garagen, Wintergärten, Windfang, untergeordneter Anbau), die nicht 

unter einem Dach mit dem Hauptgebäude liegen sind aufgrund ihrer untergeordneten Erscheinung 

ausnahmsweise auch als Pult- und Flachdächer mit einer Neigung bis zu 40 Grad zulässig. 

Freistehende Garagen, Carports, offene Garagen gem. Art. 1 Abs. 1 GaSTELLV und Nebenanlagen sind 

ausnahmsweise auch als Flachdach (< 10°) zulässig. Flachdächer sind zu begrünen und leisten 

dadurch einen ökologischen Mehrwert. 

Zulässige Dachneigung des Hauptdaches 

Ein wesentliches Merkmal der städtebaulichen Gestaltung ist die Festlegung von Satteldächern mit 

15 – 40° Dachneigung. Zielsetzung ist, auch in Bezug auf die umgebende Bebauung, eine möglichst 

einheitliche Dachlandschaft. Die festgesetzte Dachneigung von 15 bis 40 Grad ermöglicht eine zwei-

geschossige Bebauung ohne viel unnötigen Dachraum bei einer niedrigeren Dachneigung und bei ei-

ner steileren Neigung eingeschossige Gebäude mit ausgebautem Dachgeschoss. Ein zeitgemäßes 

Wohnen mit lichtem Dachstuhl und hellen Räumen ist somit möglich.  

Bei der Festsetzung der zulässigen Obergrenze wurde ein Augenmerk daraufgelegt, dass eine effizi-

ente energetische Nutzung (Photovoltaik, Solarthermie) möglich ist. 

Dachüberstände 

Um ein möglichst einheitliches Erscheinungsbild zu gewährleisten sind Dachüberstände bei den 

Hauptgebäuden mit min. 0,5 m Überstand gegenüber der Außenwand auszuführen. Dachüberstände 

sind aufgrund der regionaltypischen Dachgestaltung sowie des Witterungsschutzes explizit gefordert.  
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Dacheindeckung 

Als Dachdeckung für Dächer der Hauptgebäude werden an Anlehnung an die Dächer der Umgebung 

und der Region nur Dachziegel in einheitlich matten, roten, ziegelroten, rotbraunen oder anthrazit-

farbenen Tönen zugelassen. Bei angebauten Gebäudeteilen sind abweichende Bedachungen (Glas, 

Blech, Dachbegrünungen) zulässig. Flachdächer auf freistehenden Anbauten, Nebenanlagen, Garagen 

und Carports sind mindestens extensiv zu begrünen, da sich diese in Größe, Massivität und Standort 

weniger prägend auf den Straßenraum und das Ortsbild auswirken und das Plangebiet in seiner 

Dachlandschaft auflockern.  

Wiederkehre/Zwerchgiebel/Dachaufbauten/-gauben 

Nachdem das Baugebiet von Osten her gut einsehbar ist wird ein Augenmerk daraufgelegt, dass die 

Dachlandschaft möglichst homogen und ruhig entwickelt wird. Neben der Festlegung der Dachform, 

werden daher Art und Maß der zulässigen Dachaufbauten bzw. Wiederkehre reguliert. Hier wird da-

rauf geachtet, dass die Wiederkehre/Dachaufbauten untergeordnet wahrnehmbar sind und einen 

Mindestabstand von Traufe/Giebel und First aufweisen. Eine effiziente Wohnraumnutzung der Dach-

geschosse soll durch diese Regulierungen ermöglicht werden. 

Solarthermie und Photovoltaikanlagen 

Solarthermie- und Photovoltaikanlagen sind zulässig, es wird auf Art. 44a Abs. 4 BayBO hingewiesen. 

Sie sollen sich jedoch auch städtebaulich harmonisch in das Gesamtgefüge eingliedern. Sie dürfen 

nur auf Dachflächen und nur in gleicher Neigung wie das Dach ausgeführt werden – Aufständerungen 

sind aus optischen Gründen nicht zulässig. Es ist darauf zu achten, dass Blendwirkungen ausgeschlos-

sen sind. Hierbei sind die festgesetzten Mindestabstände einzuhalten. Für Indach-Systeme kann der 

Mindestabstand zu den Dachrändern unterschritten werden.  

6.2 Sonstige Örtliche Bauvorschriften 

Material und Farbe Fassaden 

Um ein möglichst ortstypisches Erscheinungsbild des Baugebietes zu ermöglichen und zu gewährleis-

ten, dass dieses sich harmonisch in die bestehenden Siedlungsstrukturen einfügt, sind Festsetzungen 

bezüglich des Fassadenmaterials und der Fassadenfarbe getroffen worden. Sie entsprechen demnach 

der Fassadengestaltung im angrenzenden Viertel und im Altort Überbach. Im Altort sind Fassaden 

meistens als verputzte weiße Oberfläche ausgeführt. Oftmals sind zudem die (ehemaligen) Stallteile 

oder die oberen Geschosse der (ehemaligen) Hofstellen mit senkrechten Holzlatten verkleidet. Infol-

gedessen sind im Plangebiet nur verputzte Fassaden, Glas und Holzverkleidungen zulässig. Zudem 

sind Weiß-Töne oder Pastell-Farben für verputzte Oberflächen festgesetzt.  
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Abbildung 14: Ortstypische Hofstelle mit weißer Putzfassade im Bereich des Wohnteils und Holzverkleidung im Bereich des 

Stallteils 

Stellplätze 

Der Nachweis von Stellplätzen richtet sich nach der Stellplatzsatzung des Marktes Dietmannsried in 

der jeweils aktuellen Fassung. Darüber hinaus können Abstellbereiche vor Garagen/Carports nicht als 

Stellplatz angerechnet werden. Um die Gesamtfläche der versiegelten Grundstücksbereiche mög-

lichst gering zu halten, sind Stauräume und Zufahrtsbereiche vor Garagen und Stellplätzen in ihrer 

Länge und Breite begrenzt. 

Zur Erhaltung des Grundwasserdargebotes sind Stellplätze und deren Zufahrten zudem wasserdurch-

lässig auszuführen, sofern die gesetzlichen Vorgaben der Niederschlagswasserversickerung eingehal-

ten werden. 

Einfriedungen  

Durch Regulierung der Einfriedungen soll ein ansprechendes Erscheinungsbild des neuen östlichen 

Ortsrands aber auch entlang des Straßenraumes gewährleistet werden. Vor diesem Hintergrund sind 

Einfriedungen nur als sichtdurchlässige Gitter- oder Staketenzäune oder als Laubhecken aus stand-

ortgerechten Gehölzen (s. Pflanzliste) bis zu einer maximalen Höhe von 1,2 m zulässig. Geflechtzäune 

(z.B. Maschen) sind ausgeschlossen.  



Bebauungsplan mit Grünordnung  "Überbach - Mühlbachweg Ost" 
Satzung und Begründung 
Örtliche Bauvorschriften 

 

 

www.lars-consult.de Seite 45 von 49 

 

Diese Struktur soll ein einheitliches und dörfliches Bild abbilden. In Anlehnung an den Altort Über-

bach, wo oftmals niedrige, sichtdurchlässige Holzzäune oder gar keine Einfriedungen zu finden sind, 

wird hier eine Begrenzung in Höhe und Material festgesetzt. Die Art der zulässigen Einfriedungen ori-

entiert sich an der regionaltypischen Bauweise (Holzzäune), fördert durch heimische Hecken die 

Durchgrünung und soll die Durchlässigkeit für Kleinsäuger ermöglichen (Mindestabstand zwischen 

Zaununterkante und Bodenoberkante: 15 cm). Nicht standortgerechte Gehölze, Gabionen oder Mau-

ern sind aufgrund ihres geringen Mehrwerts für die heimische Flora und Fauna, unzureichender 

Durchlässigkeit und/oder abschirmenden Wirkung nicht zulässig.  

Zäune müssen einen Mindestabstand von 0,5 m zur öffentlichen Erschließung gewährleisten. Somit 

ist auch im Winter eine Schneeablagerung in diesen Bereichen möglich.  

 

Abbildung 15: Einfriedungen im Altort Überbach: Grundstücke ohne Einfriedungen, mit niedrigen Holzzäunen und/oder He-

cken 

Geländemodellierungen / Stützmauern 

Für die Anpassung des Geländes an die festgesetzte Höhe des Rohfußbodens sind Abgrabungen und 

Aufschüttungen nur in dem erforderlichen Maß (bis zur Rohfußbodenoberkante) zulässig und haben 

möglichst mit anfallendem Aushub der Baumaßnahmen zu erfolgen. Geländeveränderungen sind mit 

den Geländeverhältnissen des Nachbargrundstückes abzustimmen. Falls die Geländeveränderung 

nicht mit dem Nachbargrundstück koordiniert werden können, müssen sie auf dem eigenen Grund-

stück auf Null auslaufen.   
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Werbeanlagen 

Da das Baugebiet am Ortseingang situiert und vom Straßenraum von Osten aus besonders wahr-

nehmbar ist, wurden Festsetzungen getroffen die gewährleisten, dass Werbeanlagen gegenüber dem 

Baukörper zurückhaltend ausgeführt werden. Werbeanlagen sind deshalb nur am Ort der Leistung 

zulässig. Pro Grundstück ist maximal eine Werbeanlage, begrenzt auf eine maximale Größe von 1,0 

m², zulässig. Lichtkegel oder Laserkegel (zu Werbezwecken), Wechsellichtanlagen, blinkende Leucht-

werbung und Anlagen mit freiliegenden Leuchtstoffröhren sowie die Verwendung von Signalfarben 

ist unzulässig. 

7 Technische Infrastruktur (Ver- und Entsorgung) 

Die Erschließung des Gebiets erfolgt durch die Marktgemeinde Dietmannsried sowie durch die örtli-

chen Versorgungsunternehmen.  

Abfallentsorgung  

Die Abfallentsorgung erfolgt durch den Zweckverband für Abfallwirtschaft Kempten (ZAK).  

Fernmeldeversorgung / Telekommunikation  

Da sich im Mühlbachweg und dem Probstrieder Weg bereits bestehende Telekommunikationsleitun-

gen befinden, ist der Anschluss der Wohngebietsflächen gesichert. Im zeichnerischen Teil sind die 

vorhandenen Leitungen nachrichtlich dargestellt. 

Wasserversorgung / Schmutz- und Regenwasserbeseitigung 

Der Anschluss an die Wasserver- und Entsorgung ist bereits gewährleistet. Im Planbereich sind an 

drei Stellen (Doppel-)Anschlüsse installiert. Schmutzwasserkanal, Regenwasserkanal und Wasserlei-

tung führen bereits zu den möglichen geplanten Grundstücken. Im zeichnerischen Teil sind die vor-

handenen Kanal- und Leitungsanschlüsse hinweislich dargestellt. 

Das häusliche Schmutzwasser ist an die gemeindliche Kanalisation anzuschließen. In der Kläranlage 

des Abwasserverbandes Kempten kann es nach dem Stand der Technik gereinigt werden.  

Anfallendes Regenwasser ist flächig auf dem eigenen Grundstück zu versickern. Wo dies nicht oder 

nur teilweise möglich ist, ist eine zusätzliche gedrosselte Ableitung des überschüssigen Nieder-

schlagswassers in den kommunalen Regenwasserkanal zugelassen. 

Strom- und Niederstromversorgung  

Der Anschluss an die Strom- und Niederstromversorgung erfolgt durch die örtlichen Versorgungsun-

ternehmen.  

Winterdienst  

Der Winterdienst erfolgt durch den örtlichen Räumungsdienst.  
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8 Naturschutzfachliche Belange 

Der Bebauungsplan mit Grünordnung des einfachen Bebauungsplans "Überbach – Mühlbachweg 

Ost“ wird gemäß § 13a Abs. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Somit ist keine for-

male Umweltprüfung erforderlich (§ 13a Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB). Um Konflikte zu vermeiden wur-

den dennoch die naturschutzfachlichen Belange überschlägig geprüft. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Überbach – Mühlbachweg Ost“ nimmt eine intensiv ge-

nutzte Wiese mit einer Fläche von ca. 1.985 m² ein und grenzt an den bestehenden Siedlungsbereich 

im Nordosten von Überbach. Das Plangebiet schließt im Norden und Westen an eine Anliegerstraße. 

Auf der nördlichen Seite verläuft parallel zur Anliegerstraße die St 2377, welche durch ein Einzelge-

bäude, eine Lärmschutzwand und eine straßenbegleitende Hecke voneinander abgegrenzt werden. 

Südöstlich des Geltungsbereichs verläuft der Seebach mit seiner gewässerbegleitenden Vegetation. 

Die bereits bestehenden Gehölzstrukturen und Einzelbäume im Osten des geplanten Vorhabens sind 

um standortgerechte Einzelbäume und Hecken aus vorzugsweise einheimischen Pflanzarten gemäß 

dem beiliegenden Bebauungsplan zu ergänzen, um das geplante Vorhaben möglichst gut in das Orts- 

und Landschaftsbild einzufügen. Innerhalb des Plangebiets soll ein allgemeines Wohnbaugebiet (WA) 

entwickelt werden. 

Der Großteil des Geltungsbereiches liegt hauptsächlich innerhalb der geologischen Einheit „Geschie-

bemergel“ (würmzeitlich), welche sich aus Schluff mit abwechselnd kiesigem bis blockigem sowie 

tonigem bis sandigem Substrat zusammensetzt. Im nördlichen Teilbereich kommen Ablagerungen 

der „End- oder Seitenmoräne“ (würmzeitlich) vor, deren Sedimentgesteine sich ebenfalls in sandig-

schluffiges (Kies bis Blöcke) oder tonig-sandiges (Schluff) Substrat untergliedern lassen. Nachdem die 

Wohnbebauung innerhalb einer bislang unversiegelten Freifläche vorgesehen ist, können wichtige 

Bodenfunktionen reduziert oder vollständig verloren gehen. Insbesondere das Wasserrückhaltever-

mögen bei Niederschlagsereignissen wird infolge der Projektwirkungen abnehmen. Demnach ist von 

einer mittleren projektbedingten Beeinträchtigung der Bodenfunktion auszugehen. Grundsätzlich 

sind bei Bauarbeiten die Hinweise zum Bodenschutz zu beachten. Darüber hinaus wird der Grad der 

Versiegelung durch entsprechende Festsetzungen / Hinweise des Bebauungsplanes soweit als mög-

lich reduziert (Verwendung von versickerungsfähigem Material im Bereich der Zufahrten und Stell-

plätze etc.). 

Das Projektgebiet befindet sich innerhalb der hydrogeologischen Einheit der „Moränenablagerun-

gen“. Im überwiegenden Teilbereich, im Süden des Plangebiets, sind dicht gelagerte tonige bis leh-

mige Schluffe vorzufinden. Hier liegt überwiegend ein Lockergesteins-Grundwassergeringleiter ohne 

nennenswerte Durchlässigkeiten und Grundwasservorkommen vor, der sich in der Regel durch ein 

hohes Filtervermögen auszeichnet. In der nördlichen Teilfläche setzen sich die Moränenablagerungen 

aus locker gelagerten kiesigen Schluffen bis tonig-schluffigen Kiesen zusammen. Es handelt sich dabei 

vorwiegend um einen Grundwassergeringleiter, der aber lokal als bedeutender Porengrundwasserlei-

ter mit einer räumlich variablen Durchlässigkeit und Ergiebigkeit auftreten kann.  

Im Plangebiet ist mit einer Abnahme der Grundwasserneubildungsrate in den vorherrschenden Brau-

nerdeböden im Bereich der versiegelten Flächen zu rechnen. Durch die Schaffung von privaten Gar-

tenflächen und die Festsetzung zu versickerungsfähigen Belägen wird die Versickerung des 
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anfallenden Oberflächenwassers vor Ort gewährleistet. Eine Beeinträchtigung der grundwasserbeein-

flussten Gleyeböden kann ausgeschlossen werden. Diese beschränken sich auf die tiefer gelegenen 

Bereiche im näheren Umgriff des Seebaches, südöstlich des Projektgebietes, und liegen somit voll-

ständig außerhalb des Geltungsbereiches. Im Bereich der geplanten Privatgärten ist durch den Ein-

satz von Dünge- und / oder Pflanzenschutzmitteln von einer gewissen anthropogen bedingten Beein-

trächtigung auszugehen, erheblich erhöhte Schadstoff- oder Nährstoffwerte im Grundwasser sind 

jedoch nicht zu erwarten. Da auch in Zukunft das gesammelte Niederschlagswasser nach Möglichkeit 

auf den Privatgrundstücken versickert werden soll, verringert sich die Grundwasserneubildung pro-

jektbedingt nicht maßgeblich. 

Das Fließgewässer „Seebach“ mit seinen gewässerbegleitenden Gehölzstrukturen verläuft südöstlich 

der geplanten Wohnbaufläche, außerhalb des Geltungsbereichs. Darüber hinaus befinden sich keine 

weiteren Fließ- oder Stillgewässer innerhalb des Plangebietes. Der wassersensible Bereich liegt eben-

falls außerhalb des Plangebiets und umfasst die Talniederungen im Umfeld des Seebachs. Amtlich 

festgesetzte Überschwemmungsgebiete oder Trinkwasserschutzgebiete sind von der gegenständli-

chen Planung nicht betroffen. Von einer projektbedingt verursachten Beeinträchtigung des Seebachs 

ist nicht auszugehen.  

Das Schutzgut Klima / Luft ist vom Vorhaben kaum betroffen, nachdem das Plangebiet unmittelbar 

an den bestehenden Ort anschließt. Die intensiv genutzte Grünlandfläche soll lediglich mit zwei Bau-

parzellen für Einfamilien- bzw. Doppelhäuser überplant werden. In naturschutzfachlich höherwertige 

Bestände wird nicht eingegriffen. Den Gehölzen im direkten Umfeld des Geltungsbereiches kann eine 

gewisse Funktion zur Verbesserung der Lufthygiene zugesprochen werden. Gemäß den Festsetzun-

gen im Bebauungsplan sind im Zuge des Bauvorhabens zusätzlich heimische, standortgerechte Laub-

bäume zu pflanzen. Durch die Schaffung von Gartenflächen können kleinklimatisch wirksame Kalt- 

und Frischluftentstehungsgebiete erhalten werden. 

Nach EU-Recht (FFH-, SPA-Gebiete) oder Bundesnaturschutzgesetz (z. B. Naturschutz- und Land-

schaftsschutzgebiet, National-, Naturpark, Geschützter Landschaftsbestandteil, Naturdenkmal etc.) 

geschützte Flächen sind vom gegenständlichen Bauleitplanverfahren nicht betroffen. Im direkten 

Umfeld des Geltungsbereiches befindet sich eine strukturreiche Baumhecke, die als amtlich kartier-

tes Biotop erfasst ist (Gehölze zwischen Dietmannsried, Überbach, Probstried und Buchen, Biotopt-

eilflächen-Nr. 8127-0120-010).  

Am 01.10.2025 wurde durch das Planungsbüro LARS consult eine artenschutzrechtliche Relevanzbe-

gehung des Plangebietes durchgeführt, um das Habitatpotenzial für planungsrelevante Arten zu prü-

fen und mögliche artenschutzrechtliche Konflikte abschätzen zu können. Die Prüfung kam zu dem Er-

gebnis, dass der Geltungsbereich für besonders und streng geschützte Tierarten (Vögel, Fledermäuse, 

Reptilien) keine geeigneten Bruthabitate bzw. Quartierstrukturen besitzt. Die Gehölze und Hecken 

entlang des Seebachs bleiben weiterhin für Hecke- und Gehölzbrüter (z. B. Goldammer, Buntspecht, 

Turmfalke) und Fledermäuse als Lebensraumhabitat erhalten. 

Generell sind im Zuge einer geplanten Bebauung von innerhalb des Geltungsbereiches gelegenen 

Teilflächen bei der Baufeldfreimachung die allgemeinen Schutzzeiten vom 1. März bis 30. September 

nach § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und die Artenschutzvorschriften nach § 44 BNatSchG 
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(Tötungsverbot geschützter Arten, Zerstörungsverbot von Lebensstätten während den Schutzzeiten 

usw.) zu beachten, um Brutaufgaben von Hecken- und Gehölzbrütern in angrenzenden Bereichen zu 

vermeiden. Damit können nach aktuellem Kenntnisstand bei einer Umwandlung bzw. Überbauung 

der landwirtschaftlichen Nutzflächen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach  

§ 44 BNatSchG vermieden werden. 

Während der Bauphase ist darauf zu achten, dass die angrenzenden Gebäude und Gehölze nicht di-

rekt beleuchtet werden. Darüber hinaus sollte im Baugebiet ausschließlich insekten- sowie fleder-

mausfreundliche Beleuchtung (Leuchtmittel mit ≤ 3.000 Kelvin, nach unten gerichtete Beleuchtung, 

gekoffertes Gehäuse, möglichst niedrige Anbringung) verwendet werden. 

Die nächstgelegenen Bau- und Bodendenkmale sind etwa 250 m südlich des Geltungsbereichs gele-

gen. Bei dem nächstgelegenen Baudenkmal handelt es sich um ein ehemaliges Bauernhaus (Mitter-

tennbau) aus der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts (D-7-80-119-29). In direkter Blickbeziehung, südlich 

davon entfernt, befindet sich die katholische Filialkirche „St. Johannes der Täufer“ aus der Spätgotik 

(um 1700 barockisiert; D-7-80-119-30). Unmittelbar im Umfeld der Kirche ist das Bodendenkmal 

„Mittelalterliche und frühneuzeitliche Befunde im Bereich der Kath. Filialkirche St. Johannes der Täu-

fer“ bekannt (D-7-8127-0108). Bei etwaigen Funden von Bodendenkmälern (auffällige Holzreste, 

Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben, Knochen etc.) ist Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 DSchG 

zu beachten. Sollten Hinweise zu Bodendenkmälern in Erscheinung treten, ist das Bayerische Landes-

amt für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten oder die zu-

ständige Untere Denkmalschutzbehörde zu verständigen. Grundsätzlich sind Maßnahmen zur Fund-

bergung und Dokumentation zu gewähren (§ 20 DSchG). 

Aufgrund der bereits bestehenden Bebauung bietet der Geltungsbereich aus Sicht des Landschafts-

bildes keine überdurchschnittliche Wertigkeit. Das Ortsbild stellt einen regionaltypischen Dorfkern 

mit einer Mischung aus aktiven und ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstellen, Wohn- und Ge-

schäftshäusern dar, das durch zahlreiche, teilweise alte Bäume durchgrünt wird. Im gegenständlichen 

Bebauungsplan soll im Wesentlichen eine regionaltypische und dorfbildverträgliche Baustruktur ge-

fördert und gesteuert werden, um die Charakteristik des Ortsteils Überbach als Teil der Gemeinde 

Dietmannsried zu erhalten. Durch die privaten Gartenflächen sowie Festsetzungen zu Pflanzgeboten 

wird die Qualität des Grünbestands sichergestellt bzw. sinnvoll ergänzt.  

Zusammenfassend betrachtet sind die projektbedingten Auswirkungen auf Natur und Landschaft als 

relativ gering anzusehen.  


